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Zur Zeit der Herausgabe dieses Exemplars gehören zum Verbreitungsgebiet der Verwaltungsgemeinschaft die Mitgliedsgemeinden Cursdorf, 
Deesbach, Döschnitz, Katzhütte, Meura, Rohrbach, Schwarzburg, Sitzendorf, Unterweißbach, Stadt Schwarzatal mit den Ortschaften  

Oberweißbach, Mellenbach-Glasbach und Meuselbach-Schwarzmühle.

Amtsblatt
der Verwaltungsgemeinschaft „Schwarzatal“
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Frohe Ostern
WÜNSCHEN DIE BÜRGERMEISTER- 
INNEN UND BÜRGERMEISTER DER  

KOMMUNEN IM SCHWARZ ATAL UND DER 
GEMEINSCHAFT SVORSITZENDE
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Amtliche Haushaltsbefragung (Mikrozensus)
Im Jahr 2024 wird der Mikrozensus im gesamten Bundesgebiet 
als „kleine Volkszählung“ durchgeführt. Es werden Daten über 
die Bevölkerungsstruktur und die wirtschaftliche und soziale 
Lage der Bevölkerung erhoben. Integriert in den Mikrozensus ist 
die Erhebung über den Arbeitsmarkt und für alle Mitgliedsstaaten 
der EU verbindlich.

Die Erhebung erfolgt auf Grund des Gesetzes zur Durchfüh-
rung einer Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und die 
Arbeitsmarktbeteiligung sowie die Wohnsituation der Haushalte 
(Mikrozensusgesetz - MZG) vom 07.12.2016 (BGBl. I S. 2826), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 Absatz 23 des Gesetzes vom 
16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328), in Verbindung mit dem Ge-
setz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz 
- BStatG), in der jeweils aktuell gültigen Fassung, sowie nach dem 
Thüringer Statistikgesetz (ThürStatG), in der jeweils aktuell gülti-
gen Fassung, bei allen repräsentativ ausgewählten Adressen.

Alle Angaben unterliegen dem Datenschutz gemäß Thüringer Da-
tenschutzgesetz (ThürDSG) in der Fassung der Neubekanntma-
chung vom 13.01.2012 (GVBl. S. 27), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Thüringer Gesetzes zur Anpassung des Allgemeinen Daten-
schutzrechts an die Verordnung (EU) 2016/679 und zur Umsetzung 
der Richtlinie (EU) 2016/680 vom 06.06.2018 (GVBl. S. 229).

Wir möchten Sie hiermit darüber informieren, dass Haushalte 
aus den Gemeinden Deesbach, Döschnitz, Sitzendorf und 
Unterweißbach zu der o. g. Statistik befragt werden. Die in die 
Befragung einbezogenen Haushalte wurden mittels eines ma-
thematischen Stichprobenverfahrens so ausgewählt, dass sie 
die Gesamtheit der bundesdeutschen Haushalte repräsentieren.

Den betreffenden Haushalten wird die bevorstehende Befragung 
schriftlich angekündigt. Für die Haushalte besteht Auskunftspflicht.

Weitere Informationen erhalten Sie beim:
Thüringer Landesamt für Statistik,
Referat 31 - Mikrozensus,
Europaplatz 3, 99091 Erfurt
Tel.: 0361 / 57331-9494

Ausbildungsinitiative der 
Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal 
erfolgreich beendet
Am 8. Februar 2024 war es endlich so weit - in Weimar fand die 
feierliche Zeugnisübergabe für fünf „Verwaltungsschüler“ aus un-
serer Verwaltungsgemeinschaft statt. Nach einer zweieinhalbjäh-
rigen nebenberuflichen Ausbildung dürfen nun drei Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen den Abschluss als „Geprüften Verwaltungs-
angestellten (TVS)“ und zwei Mitarbeiterinnen den Abschluss als 
„Verwaltungsfachangestellte (Extern)“ in den Händen halten.

Dass gut ausgebildetes Personal im ländlichen Raum in Konkur-
renz mit größeren Kommunalverwaltungen, wie dem Landratsamt, 
schwer zu finden ist, muss Ulf Ryschka, Gemeinschaftsvorsitzender 
der VG Schwarzatal, immer wieder feststellen. Daher wurde im Jahr 
2021 eine Ausbildungsinitiative für den „Fortbildungslehrgang I“ ge-
startet. Zusammen mit Teilnehmern aus benachbarten Kommunen 
konnte so ein Kurs im Schwarzatal stattfinden. Nach den Abschluss-
prüfungen im November 2023 wurde die Geduld der Teilnehmer 
noch einmal auf die Probe gestellt, denn die Ergebnisse wurden 
erst am 8. Februar 2024 bei der feierlichen Zeugnisübergabe ver-
kündet. Der Kurs aus dem Schwarzatal wurde dabei als bester Ab-
schlusskurs mit einem Gesamtnotendurchschnitt von 2,71 gekürt. 
Weiterhin schafften es zwei Mitarbeiterinnen der VG Schwarzatal 
unter die drei besten Abschlüsse als „Verwaltungsfachangestellte 
(Extern)“. Bei einem Glas Sekt und Häppchen konnte man förmlich 
spüren, wie die Anspannung und der Druck der letzten Monate von 
den Teilnehmern abfielen.

Wir gratulieren allen Absolventen und freuen uns auf die weitere 
Zusammenarbeit. Für die anstehenden Arbeitsaufgaben und neu-
en Herausforderungen wünschen wir alles Gute und viel Erfolg.

Ulf Ryschka
Gemeinschaftsvorsitzender

Beate Bartl
Personalratsvorsitzende

�

Foto: J. Wittig

Öffnungszeiten in der Verwaltung
Für das Jahr 2024 gelten unverändert folgende Sprechzeiten 
in unserer Verwaltung:

Vormittag Nachmittag
Montag - Freitag nach

Vereinbarung
nach

Vereinbarung
Dienstag 09:00 - 12:00 Uhr 13:00 - 18:00 Uhr

Sprechzeit ohne Termin:
Dienstag von 09:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr.
Für die anderen Wochentage sind vorher vereinbarte 
Termine in der Verwaltung möglich.

Die Verwaltung ist unter folgenden Rufnummern erreichbar:

Einwahl über:

036705/67-Durchwahl oder 036730/343-Durchwahl
�

Amt Durchwahl
Gemeinschaftsvorsitzender: -102
Bauamt: -411 /-412
Hauptamt/Amtsblatt: -144
Einwohnermeldeamt:
Oberweißbach
Sitzendorf

�
-132
-131

Friedhofswesen: -433
Kasse: -222 /-221 /-224
Kindergartenverwaltung: -212
Liegenschaften: -421 /-422
Ordnungsamt: -401
Standesamt: -151
Steuern: -231 /-232
Personalamt: -143 /-144
�

Gemeinde Sitzendorf 036730 / 343-900
Stadt Schwarzatal 036705 / 67-800

Aktuelle Informationen entnehmen Sie bitte unserer Home-
page und den entsprechenden Aushängen.

Nächster Redaktionsschluss
Montag, den 01. April 2024

Nächster Erscheinungstermin
Freitag, den 12. April 2024

Verwaltungsgemeinschaft 
„Schwarzatal“

Mitteilungen

Schließzeiten der Einwohnermeldeämter
Bitte beachten Sie folgende Schließzeiten der Einwohner-
meldeämter an unseren beiden Standorten:

Datum/ Zeitraum Standort geschlossen Vertretung
02. - 05.04.2024 Oberweißbach Sitzendorf
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Veranstaltungen
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Sonstiges

(Notdienst-)Apotheken in der Umgebung
Folgende Notdienst-Apotheken in Ihrer näheren Umgebung kön-
nen Sie aufsuchen:

07.03.2024 Paracelsus-Apotheke Robert-Koch-Str. 19 Neuhaus/Rwg 03679/79560
08.03.2024 Löwen-Apotheke Hauptstr. 6 Sitzendorf 036730/22523
09.03.2024 Igel-Apotheke Sonneberger Str. 150 Neuhaus/Rwg 03679/723163
10.03.2024 Löwen-Apotheke Hauptstr. 6 Sitzendorf 036730/22523
11.03.2024 Marien-Apotheke Coburger Str. 15 Gräfenthal 036703/80236
12.03.2024 Lichtetal-Apotheke Lichtetalstr. 39 Lichte / Neuhaus Rwg. 036701/60333
13.03.2024 Marien-Apotheke Coburger Str. 15 Gräfenthal 036703/80236
14.03.2024 Fröbel-Apotheke Rudolstädter Str. 79 Oberweißbach / Schwarzatal 036705/62005
15.03.2024 Rennsteig-Apotheke Schwarzburger Str. 9 Neuhaus/Rwg 03679/79110
16.03.2024 Wald-Apotheke Bahnhofstr. 24 Lauscha 036702/20285
17.03.2024 Markt-Apotheke Am Ockerwerk 22 Steinach 36762/31222
17.03.2024 Alte Apotheke Markt 19 Königsee 036738/4870
18.03.2024 Schiefer-Apotheke Bahnhofstr. 7 Steinach 036762/32368
18.03.2024 Park-Apotheke Bahnhofstr. 5 Königsee 036738/43403
18.03.2024 Stadt-Apotheke Sonneberger Str. 4 Schalkau 036766/20501
19.03.2024 Mylius-Apotheke Markt 5 Großbreitenbach 036781/40002
20.03.2024 Löwen-Apotheke Hauptstr. 6 Sitzendorf 036730/22523
21.03.2024 Igel-Apotheke Sonneberger Str. 150 Neuhaus/Rwg 03679/723163
22.03.2024 Lichtetal-Apotheke Lichtetalstr. 39 Lichte / Neuhaus Rwg. 036701/60333
23.03.2024 Mylius-Apotheke Markt 5 Großbreitenbach 036781/40002
24.03.2024 Paracelsus-Apotheke Robert-Koch-Str. 19 Neuhaus/Rwg 03679/79560
25.03.2024 Wald-Apotheke Bahnhofstr. 24 Lauscha 036702/20285
26.03.2024 Schwarzatal-Apotheke Neuhäuser Str. 4 Katzhütte 036781/37489
27.03.2024 Paracelsus-Apotheke Robert-Koch-Str. 19 Neuhaus/Rwg 03679/79560
28.03.2024 Wald-Apotheke Bahnhofstr. 24 Lauscha 036702/20285
29.03.2024 Markt-Apotheke Am Ockerwerk 22 Steinach 36762/31222
29.03.2024 Alte Apotheke Markt 19 Königsee 036738/4870
30.03.2024 Schiefer-Apotheke Bahnhofstr. 7 Steinach 036762/32368
30.03.2024 Park-Apotheke Bahnhofstr. 5 Königsee 036738/43403
30.03.2024 Stadt-Apotheke Sonneberger Str. 4 Schalkau 036766/20501
31.03.2024 Lichtetal-Apotheke Lichtetalstr. 39 Lichte / Neuhaus Rwg. 036701/60333
01.04.2024 Löwen-Apotheke Hauptstr. 6 Sitzendorf 036730/22523
02.04.2024 Marien-Apotheke Coburger Str. 15 Gräfenthal 036703/80236
03.04.2024 Schwarzatal-Apotheke Neuhäuser Str. 4 Katzhütte 036781/37489
04.04.2024 Rennsteig-Apotheke Schwarzburger Str. 9 Neuhaus/Rwg 03679/79110
05.04.2024 Wald-Apotheke Bahnhofstr. 24 Lauscha 036702/20285
06.04.2024 Igel-Apotheke Sonneberger Str. 150 Neuhaus/Rwg 03679/723163
07.04.2024 Mylius-Apotheke Markt 5 Großbreitenbach 036781/40002
08.04.2024 Schwarzatal-Apotheke Neuhäuser Str. 4 Katzhütte 036781/37489
09.04.2024 Löwen-Apotheke Hauptstr. 6 Sitzendorf 036730/22523
10.04.2024 Markt-Apotheke Am Ockerwerk 22 Steinach 36762/31222
10.04.2024 Alte Apotheke Markt 19 Königsee 036738/4870
11.04.2024 Schiefer-Apotheke Bahnhofstr. 7 Steinach 036762/32368
11.04.2024 Park-Apotheke Bahnhofstr. 5 Königsee 036738/43403
11.04.2024 Stadt-Apotheke Sonneberger Str. 4 Schalkau 036766/20501
12.04.2024 Marien-Apotheke Coburger Str. 15 Gräfenthal 036703/80236

Der Notdienst beginnt jeweils um 8.00 Uhr des angegebenen Tages und endet um 8.00 Uhr des Folgetages.

Achtung ohne Gewähr, da kurzfristige Änderungen möglich sind.

(Bei Unstimmigkeiten Notdienstplan im Internet z.B. unter https://www.apotheken.de abrufen). Wir übernehmen keine Haftung für die 
Richtigkeit der Angaben.

Veröffentlichungen anderer Behörden

„OBK 2.2“ - Naturschutzverwaltung sorgt für aktuelle Daten über wertvolle Biotope

Offenland-Biotope im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
werden neu kartiert

Mit dem Wort „Biotop“ werden in der Fachsprache von Ökologie 
und Naturschutz die gegenüber der Umgebung abgrenzbaren 

Lebensgemeinschaften von Tieren und Pflanzen bezeichnet - der 
Begriff hat auch Eingang in die Umgangssprache gefunden, z. B. 
für den Teich als Biotop im Garten.
Um Informationen über die Verbreitung und die Gefährdung von 
Lebensräumen zu erheben und den Schutz wertvoller Biotope 
gewährleisten zu können, werden in allen Bundesländern die ar-
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Für den Wettbewerb können alle Projekte eingereicht werden, 
die inhaltlich mindestens einen der folgenden Themenbereiche 
berücksichtigen:

HEIMAT:Stärken!    - Stärkung der Daseinsvorsorge
HEIMAT:Sichern!    - Sicherung des Fachkräftebedarfs
HEIMAT:Gestalten! - Gestaltung des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts

Bewerbungen können elektronisch an info@serviceagentur-
demografie.de oder postalisch gesendet werden an: Thüringer 
Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft, Serviceagentur 
Demografischer Wandel (SADW), Referat 53, Werner-Seelen-
binder-Straße 8, 99096 Erfurt. Bewerbungsformulare sind ab 
dem 20. Februar 2024 unter www.heimat.thueringen.de abrufbar. 
Dem Bewerbungsformular sind ein kurzes Video des Projekts 
(max. 90 Sekunden, Handyvideos möglich) oder aussagekräftige 
Bilder hinzuzufügen. Auf der Internetseite sind weitere Hinweise 
zum Bewerbungsverfahren nachzulesen.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.

Mit freundlichen Grüßen
im Auftrag
gez. Konstanze Gerling
Pressesprecherin

Gemeinde Cursdorf

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Cursdorf
1.	 In der Gemeinde Cursdorf sind am 26.05.2024 acht (8) 

Gemeinderatsmitglieder zu wählen.
	 Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-

mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberech-
tigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt 
in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird 
vermutet, wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Mel-
derechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).

	 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:

	 Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Itali-
enische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Re-
publik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repub-
lik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.

	 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1	Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:

	 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf 
höchstens16 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in 
erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens 
und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs 
und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Be-
werber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; 

tenreichen oder seltenen Biotope kartiert. Dazu werden im Ge-
lände alle aus Naturschutzsicht besonders wertvollen Bereiche 
aufgesucht und ihre genaue Lage, ihr Artenbestand sowie weite-
re Informationen erfasst. In Thüringen ist dies im Zeitraum 1996 
- 2012 flächendeckend erfolgt.
Das Spektrum an Biotopen des Offenlandes im Landkreis Saal-
feld-Rudolstadt ist sehr vielseitig und reicht von den Bergwiesen, 
naturnahen Bachläufen, Schieferhalden und Felsen im Thüringer 
Gebirge, welches die Südhälfte des Kreisgebiets einnimmt, bis 
zu den Buntsandstein- und Kalk-Gebieten mit ihren Trocken-Bio-
topen im Norden. Neben dem Flusslauf der Saale ist das tief ein-
geschnittene Schwarzatal ein markantes Element des bewalde-
ten Mittelgebirgsraums. Ein langer Abschnitt des Grenzstreifens 
erhöht die Biotopvielfalt. Insgesamt liegt der Anteil gesetzlich 
geschützter Biotope im Landkreis bei 4,3 %.
In den letzten Jahren sind die Anforderungen an die Genauigkeit 
solcher Kartierungen etwa im Bereich der landwirtschaftlichen 
Förderung oder der Umsetzung der Naturschutzrichtlinien der 
EU deutlich gestiegen. Aufgrund der in der Landschaft ständig 
stattfindenden Veränderungen, sind die ältesten der vorliegen-
den Daten inzwischen, nach teils über zwanzig Jahren, nicht 
mehr durchgängig aktuell.
Aus diesem Grund erfolgt im Landkreis Saalfeld-Rudolstadt 
und anderen Landkreisen von 2024 bis 2027 im Auftrag der 
obersten Naturschutzbehörde und durch das Thüringer Landes-
amt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN) eine Aktu-
alisierung der Biotopdaten. Für die Kartierung selbst sind Pla-
nungsbüros beauftragt. Die mit der unteren Naturschutzbehörde 
im Landratsamt abgestimmten Arbeiten werden im Gelände von 
fachkundigen Kartierern durchgeführt.
Erfasst werden nicht alle Flächen, sondern nur ausgewählte Bio-
tope bzw. Lebensräume. Konkret sind dies die gesetzlich ge-
schützten Biotope nach § 30 Absatz 7 Bundesnaturschutzge-
setz in Verbindung mit § 15 Absatz 1 Thüringer Naturschutzgesetz 
sowie die Lebensraumtypen nach Anhang I der „Richtlinie 92/43/
EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen“ (FFH-Richtlinie).
Grundsätzlich beschränkt sich die Kartierung auf die Ortslagen 
(ohne Bebauung und Hausgärten) und das Offenland bzw. die 
Agrarlandschaft. Die Waldbiotope werden durch die Forstver-
waltung erfasst. Da einzelne zu erfassende Offenland-Biotope/-
Lebensraumtypen auch im Wald vorkommen (z. B. Bäche, Tei-
che, Felsen u. ä.), sind trotzdem Begehungen von Waldflächen 
erforderlich.

Betreten von Grundstücken
Um die Kartierung durchführen zu können, ist teils das Betre-
ten von Grundstücken außerhalb von Wegen durch die Kartierer 
erforderlich. Rechtliche Grundlage ist hier § 30 Abs. 1 des Thü-
ringer Naturschutzgesetzes: „Die Bediensteten der Naturschutz-
behörden, der Naturschutzfachbehörde […] sowie die, die von 
ihnen beauftragt […] wurden, […] sind berechtigt, zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben Grundstücke mit Ausnahme von Wohngebäuden 
zu betreten. Sie haben sich auf Verlangen zu legitimieren.“
Die Kartierer können ihre Tätigkeit und Beauftragung durch eine 
vom TLUBN ausgestellte Bescheinigung belegen.

Weitere Informationen zu Biotopen
Mehr Informationen über die Biotopkartierung erhalten Sie auf 
der Internetseite des Thüringer Landesamtes für Umwelt, Berg-
bau und Naturschutz unter http://www.thueringen.de/th8/tlug/
umweltthemen/naturschutz/biotopschutz/index.aspx.

Bewerbung für „Thüringer Demografiepreis 
2024“ vom 20.02.2024 bis 07.04.2024
Am 20. Februar 2024 geht der Thüringer Demografiepreis in eine 
neue Runde. Bis zum 7. April 2024 können sich Bürgerinnen und 
Bürger mit Erstwohnsitz in Thüringen sowie Vereine, Verbände, 
gemeinnützige Einrichtungen, Stiftungen, Religions- oder Weltan-
schauungsgemeinschaften, Gemeinden, Unternehmen und sons-
tige Initiativen mit einem Projekt bewerben, das die Folgen des 
demografischen Wandels im Freistaat Thüringen positiv gestaltet.

Die Gewinner des Preises werden im Rahmen eines Online-
Votings ermittelt, das vom 29.4. bis 26.5.2024 geplant ist. Die 
Gewinner werden im Juni 2024 bekanntgeben. Auf die Sieger 
des Votings warten lukrative Geldpreise: der Erstplatzierte erhält 
12.000 Euro, der Zweitplatzierte 8.000 Euro und der Drittplatzier-
te 5.000 Euro.
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zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Cursorf vertreten sind, 
müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtig-
ten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe 
zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberech-
tigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt 42. Unterschriften).

3.1	Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines ei-
genen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Par-
tei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten 
wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemein-
samer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags 
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinde-
rat vertreten ist.

3.2	Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3	Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des 
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungs-
gemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 Uhr, 
ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine 
eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung 
von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üb-
lichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft Schwarza-
tal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung ( montags, 
mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bauamt, Zimmer 
9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.

	 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, ei-
nen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft auf-
zusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die 
Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass 
die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre 
Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und 
eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungs-
raum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat 
auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.

	 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 

er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder 
Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Un-
terschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, 
die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person 
darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfach-
unterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeich-
nung für ungültig.

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2	Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-
gruppe,

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-
schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der An-
lage 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag 
zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2.	 Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

	 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
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2.	 Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Cursdorf, den 08.03.2024
Frank Eilhauer
Wahlleiter

Kommunalwahlen in Thüringen am 
26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Cursdorf

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Cursdorf findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Dorfgemeinschaftshaus, Ortsstraße 23, 98744 
Cursdorf

statt.

Tagesordnung:
1.	 Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 

2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Cursdorf, den 08.03.2024
Frank Eilhauer
Wahlleiter

Mitteilungen

Pflanzaktion in Cursdorf
Zur Unterstützung unseres Waldes finden

am Samstag, den 13.04.2024 in der Zeit von 09.00 - 12.00 
Uhr und
am Samstag, den 20.04.2024 in der Zeit von 09.00 - 12.00 Uhr

wieder Pflanzaktionen im Kommunalwald Cursdorf statt.

Wir laden alle hierzu recht herzlich ein.

Um den Einsatz gut vorbereiten zu können, bitten wir um Rück-
meldungen an die Gemeinde (Telefon 036705/62017 oder per 
E-Mail: buergermeister@cursdorf.com).

Über eine rege Teilnahme würden wir uns sehr freuen.

gez. Eilhauer
Bürgermeister

haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4.	 Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die 
Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde - hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die 
Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu besei-
tigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern 
durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veran-
lasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden 
sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewer-
ber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereich-
ten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbin-
dungen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten An-
forderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind.

8.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9.	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Cursdorf, den 08.03.2024
Frank Eilhauer
Wahlleiter

Kommunalwahlen in Thüringen am 
26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Cursdorf

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Cursdorf findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Dorfgemeinschaftshaus, Ortsstraße 23, 98744 
Cursdorf

statt.

Tagesordnung:
1.	 Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 

zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.
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Sonstiges

Nachruf
Mit tiefer Betroffenheit und Trauer haben wir vom Tod un-
seres geschätzten Ehrenbürgers der Gemeinde Cursdorf, 
Mitgliedes des Museumsbeirates, langjährigen ehrenamtli-
chen Museumsleiters und engagierten langjährigen Mitglie-
des in der Freiwilligen Feuerwehr

Herrn Wolfgang Linschmann
erfahren.

Herr Linschmann stellte seit der Gründung des Historischen 
Glasapparatemuseums am 29.10.1999 stets sein persönli-
ches Wissen zur Verfügung und prägte es dadurch maßgeb-
lich mit. Seit der Gründung des Cursdorfer Museumsbeira-
tes am 23.03.2001 war er auch gleichzeitig ehrenamtlicher 
Leiter dieses Gremiums bis zum 31.12.2017. Bis zu seinem 
Tod stellte er auch weiterhin seine praktischen Erfahrungen 
in den Dienst der Allgemeinheit. Er wirkte als Verbindungs-
glied zwischen praktischer Herstellung der Glasapparate 
und deren wissenschaftlicher Betrachtung. Seine Leiden-
schaft und die Begeisterung für das Glasapparateblasen 
waren ihm stets anzumerken. Dieses herausragende Enga-
gement ermöglichte erst technische Lösungen für die Vor-
führungstätigkeit im Museum. Sein stetiges Wirken im Mu-
seum bleibt deshalb auch künftigen Generationen erhalten. 
Als Zeichen der Wertschätzung wurde ihm die Verleihung 
der Ehrenbürgerwürde am 24.01.2018 zuteil.

Herrn Linschmann gilt unser aufrichtiger Dank für das Ge-
leistete. Wir werden uns mit Achtung und Respekt an ihn 
erinnern und stets ein ehrendes Andenken bewahren.

Frank Eilhauer
Bürgermeister der Gemeinde Cursdorf

im Namen des Gemeinderates, der Mitarbeiter der Gemein-
de sowie aller Freunde und Förderer unseres Museums

Gemeinde Deesbach

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Deesbach
1.	 In der Gemeinde Deesbach sind am 26.05.2024 sechs (6) 

Gemeinderatsmitglieder zu wählen.
	 Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-

mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlbe-
rechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind 
Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten 
ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der 
Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 
gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwoh-
nung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 
ThürKWG).

	 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:

	 Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Itali-
enische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Re-

Veranstaltungen
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2.	 Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

	 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Deesbach vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahl-
berechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder 
zu wählen sind (insgesamt 34 Unterschriften).

3.1	Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines ei-
genen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Par-
tei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten 
wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsun-
terschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letz-
ten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag 
aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununter-
brochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten Wahl-
vorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag 
keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahl-
vorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 
dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat vertreten ist.

3.2	Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags  
(§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3	Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des 
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungs-
gemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 Uhr, 
ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine 
eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung 
von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üb-
lichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft Schwarza-
tal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung ( montags, 

publik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik 
Malta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, 
Republik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, König-
reich Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, 
Königreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie 
Republik Zypern.

	 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1	Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:

	 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahl-
vorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchs-
tens12 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkenn-
barer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und 
Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer 
Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf 
nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hier-
zu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag 
muss den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei 
oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort 
kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn 
das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erfor-
derlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen 
tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von 
mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber 
des Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvor-
schlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt 
der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2	Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-
gruppe,

b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-
schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:

a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der An-
lage 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag 
zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.
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Kommunalwahlen in Thüringen am 
26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Deesbach

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde  
Deesbach findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Jugendtreff, Wagengasse 26, 98744 Deesbach

statt.

Tagesordnung:
1.	 Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 

zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2.	 Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Deesbach, den 08.03.2024
Claudia Böhm
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen am 
26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Deesbach

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde  
Deesbach findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Jugendtreff, Wagengasse 26, 98744 Deesbach

statt.

Tagesordnung:
1.	 Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 

2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Deesbach, den 08.03.2024
Claudia Böhm
Wahlleiterin

Mitteilungen

Amtliche Haushaltsbefragung (Mikrozensus)
Bitte beachten Sie die Mitteilung zur Amtlichen Haushaltsbe-
fragung (Mikrozensus) im Nichtamtlichen Teil der VG unter  
„Mitteilungen“.

Wilde Müllablagerungen im Wald und 
Hausmüllentsorgung in den Müllkübeln  
der Gemeinde
Seit mehreren Wochen mehren sich wieder die Beschwerden, 
dass unser Wald als Müllkippe missbraucht wird. Auch die Haus-
müllentsorgung in den gemeindlichen Müllbehältern nimmt nicht 
nur im Kräutergarten, sondern im gesamten Gemeindegebiet zu.
Die Entsorgung wird aus unserem Haushalt finanziert, also durch 
eure Steuergelder und Beiträge!

mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bauamt, Zimmer 
9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.

	 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, ei-
nen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft auf-
zusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die 
Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass 
die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre 
Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und 
eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungs-
raum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat 
auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.

	 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits 
in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder ei-
nen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Ge-
leistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4.	 Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die 
Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde - hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die 
Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu besei-
tigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern 
durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veran-
lasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden 
sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewer-
ber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereich-
ten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbin-
dungen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten An-
forderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind.

8.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9.	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Deesbach, den 08.03.2024
Claudia Böhm
Wahlleiterin
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Faschingsfieber mitzumachen und den CCD wieder aufleben zu 
lassen.

Gesucht werden Tänzer, Komiker, Sänger, Redner, alle Närrin-
nen und Narren sowie all die Leute, die schon einmal etwas be-
wegen und auf der „großen“ Bühne stehen wollten. Auf rege Teil-
nahme hoffend, verbleibend mit den besten Grüßen und einem 
dreifach donnernden „Diesbsch Helau“!
Zum Narrentelefon: 0152/34157730
Text: Justine Zimmermann

Gemeinde Döschnitz

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Döschnitz

1. In der Gemeinde Döschnitz sind am 26.05.2024 sechs (6) 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlbe-
rechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind 
Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten 
ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der 
Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 
gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwoh-
nung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1,  
§ 12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:

Indem das Geld für Müllgebühren privater Leute ausgegeben 
werden muss, können andere Maßnahmen nicht durchgeführt 
werden.
Durch Müll und andere Verschmutzung erhöht sich auch das 
Unfallrisiko für unsere Wanderer - mit negativen Auswirkungen 
auf das Bild, welches Gäste von unserer Gemeinde haben.
Solches Verhalten ist höchst rücksichtslos, egoistisch und um-
weltschädlich. Dies wird von uns nicht hingenommen und zur 
Anzeige gebracht.

Schämt euch! Die Gemeinde ist kein Wohlfahrtsverband für 
Müllgebühren und unser Gemeindearbeiter ist nicht euer 

Müllmann mit der Verantwortung, euren Dreck wegräumen.
Privat leiden wir alle unter den enorm gestiegenen Müllge-
bühren. Aber das kann nicht als Rechtfertigung dafür die-
nen, dass die Gemeinde für fremden Müll die Kosten trägt.

Wir fordern hiermit alle Deesbacher Bürger auf mitzuhelfen, sol-
chem asozialen Verhalten entschieden entgegenzutreten und 
Verunreinigungen, wilde Müllablagerungen oder Hausmüllent-
sorgung in gemeindlichen Behältern zu melden.

Im Namen des Gemeinderates
Claudia Böhm
Bürgermeisterin

Veranstaltungen

Zum bunten Faschingstanz lud am Samstag, 
dem 03. Februar 2024, der „Deesbacher Hof“ ein

Zwischen schrillen Kostümen 
aus den 80er Jahren, bei Mu-
sik und Tanz sowie geselligem 
Beisammensein wirbelte eine 
„kleine Gruppe enthusiastischer 
Verrückter“, wie sie der ehema-
lige Präsident des CCD, Andre-
as Müller, liebevoll genannt hat, 
den Abend auf.

Zu Showeinlagen wie „Boney Raabe“ und dem „Palastorches-
ter Ungelenk“ begeisterten sie nicht nur das Publikum, sondern 
verliehen dem Abend Charme und versetzten so manchen in die 
Zeit des Carnevalclubs Deesbach zurück. Mit viel Engagement 
und Herzblut stellte die Gruppe in Kürze ein kleines, aber defti-
ges Programm auf die Beine, welches von den Faschingsgästen 
bejubelt wurde. Beigetragen zur Unterhaltung an diesem Abend 
haben Andreas Müller, Mandy Gatterfeld, Steve Jahn, Christiane 
Graf sowie Justine Zimmermann.
Somit hieß es nach etwa 20 Jahren das erste Mal wieder 
„Diesbsch Helau“.

So wie es einst den „Skifasching“ oder den „Fasching mit Herz“ 
gab, wünscht sich so mancher Deesbacher seinen Carnevals-
club sehnlichst zurück.

Darum ruft „die kleine Gruppe enthusiastischer Verrückter“ jeder-
mann und -frau, Groß und Klein sowie Alt und Jung auf, beim 
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2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzurei-
chen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter, an 
Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung 
der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass je-
der wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung 
vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und 
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 
Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Döschnitz vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahl-
berechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder 
zu wählen sind (insgesamt 34 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschrif-
ten von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag je-
der Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche 
Unterstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlbe-
rechtigten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Un-
terstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträ-
ger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahl-
vorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen ein-
zelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften 
bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl 
ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder 
im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags  
(§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahl-
vorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungsgemein-
schaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 Uhr, ausgelegten 
Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift 
und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige 
Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Gemeinde mit dem 
Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung 
des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal dienstags von 9.00 Uhr bis 
12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer 
Vereinbarung (montags, mittwochs, donnerstags, freitags), 
Markt 5, Bauamt, Zimmer 9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.

Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Ita-
lienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Mal-
ta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf 
höchstens12 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in 
erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens 
und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs 
und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Be-
werber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; 
er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder 
Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen 
die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten 
tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede 
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 

6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem 
anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und 
dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach  
§ 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.
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Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Döschnitz

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Döschnitz findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Gemeinderaum, Ortsstraße 14a, 07429 Döschnitz

statt.

Tagesordnung:

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 
zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2. Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Döschnitz, den 08.03.2024
Klaus Biehl
Wahlleiter

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Döschnitz

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Döschnitz findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Gemeinderaum, Ortsstraße 14a, 07429 Döschnitz

statt.

Tagesordnung:

1. Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 
2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Döschnitz, den 08.03.2024
Klaus Biehl
Wahlleiter

Beschlüsse des Gemeinderates

In der 15. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde 
Döschnitz am 22.02.2024 wurden folgende 
Beschlüsse gefasst:

Öffentlicher Teil

Beschluss Nr. 063-15/2024 vom 22.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Zweckvereinbarung zur Über-
tragung der Aufgabe „Bereitstellung der erforderlichen Plätze in 
Kindergärten“
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Nicht öffentlicher Teil

Am 22.02.2024 wurden im nicht öffentlichen Teil der 15.Sitzung 
0 Beschlüsse gefasst.

Die Beschlüsse des öffentlichen Teils sind im Wortlaut in der Ver-
waltungsgemeinschaft „Schwarzatal“, 98744 Schwarzatal, Orts-
teil Oberweißbach/Thür. Wald, Markt 5 im Sekretariat (Zimmer 
2) oder in 07429 Sitzendorf, Hauptstraße 40 nach Vereinbarung 
während der Dienstzeiten einzusehen.

gez. Klaus Biehl
Bürgermeister

Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, 
einen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde 
- hier in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte 
Wahlvorschläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 
Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Un-
terzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die 
Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu besei-
tigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern 
durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veran-
lasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden 
sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewer-
ber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereich-
ten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbin-
dungen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen 
sind.

8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Döschnitz, den 08.03.2024
Klaus Biehl
Wahlleiter



Amtsblatt VG „Schwarzatal“	 - 14 -	 Nr. 3/2024

In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 

6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem 
anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und 
dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 
1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der 
Partei oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Katzhütte vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahl-
berechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder 
zu wählen sind (insgesamt 58 Unterschriften).

Mitteilungen

Amtliche Haushaltsbefragung (Mikrozensus)
Bitte beachten Sie die Mitteilung zur Amtlichen Haushaltsbefra-
gung (Mikrozensus) im Nichtamtlichen Teil der VG unter „Mit-
teilungen“.

Gemeinde Katzhütte

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Katzhütte

1. In der Gemeinde Katzhütte sind am 26.05.2024 zwölf (12) 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberech-
tigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt 
in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird 
vermutet, wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Mel-
derechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Ita-
lienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Mal-
ta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahl-
vorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 
24 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens 
sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift 
im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine 
weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. 
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher 
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle 
Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
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6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die 
Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu besei-
tigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern 
durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veran-
lasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden 
sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewer-
ber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereich-
ten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbin-
dungen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen 
sind.

8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Katzhütte, den 08.03.2024
Ramona Geyer
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Katzhütte

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Katzhütte findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Herrenhaus, Neuhäuser Straße 15, 98744 Katzhütte

statt.

Tagesordnung:

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 
zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2. Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Katzhütte, den 08.03.2024
Ramona Geyer
Wahlleiterin

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschrif-
ten von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag je-
der Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche 
Unterstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlbe-
rechtigten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Un-
terstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträ-
ger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahl-
vorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen ein-
zelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften 
bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl 
ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder 
im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung 
des Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 
Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachna-
mens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen 
und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags wäh-
rend der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft 
Schwarzatal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 
Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung 
(montags, mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bau-
amt, Zimmer 9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, 
einen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde 
- hier in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte 
Wahlvorschläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 
Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Un-
terzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.
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den angrenzenden Flurstücken wurde bestimmt und die notwen-
digen Zerlegungen wurden durchgeführt.

An folgenden Flurstücken wurden Grenzpunkte der gemeinsa-
men Flurstücksgrenzen zwischen den Flurstücken und dem Stra-
ßenflurstück wiederhergestellt:

Flur 1: Flurstücke 21, 23, 217/35, 218/36, 122/37, 173/37, 198/37, 
164/39, 165/39, 147/40, 41, 42, 43, 44, 202/45, 156/46, 47, 48, 
49, 50, 205/51, 52/1, 192/54, 55, 56, 157/57, 58/1, 58/2, 59, 
163/60, 61, 64, 65, 66, 67, 193/68, 194/68, 69, 84, 85, 117, 118
Flur 4: Flurstücke 825/521, 813/522, 810/731

An folgenden Flurstücken wurden Grenzpunkte der gemeinsa-
men Flurstücksgrenzen zwischen den Flurstücken und dem Stra-
ßenflurstück wiederhergestellt und dabei festgestellt, dass sich 
Teile der Fahrbahn, der Gehwege oder anderer straßenbaulicher 
Anlagen auf den Flurstücken befinden. Die daraufhin notwendi-
gen Zerlegungen wurden durchgeführt:

Flur 1: Flurstücke 137/25, 162/26, 28, 146/29, 30/1, 30/2, 31/1, 
32, 33, 126/34, 62, 63, 79, 80, 81, 82, 155/83, 160/83, 91/1, 92, 
93, 94, 95,
Flur 6: Flurstück 925/886

Das Ergebnis der Liegenschaftsvermessung wird in einer Grenz-
niederschrift beurkundet. Zuvor haben die Eigentümer der betei-
ligten Flurstücke die Möglichkeit, sich zum Ergebnis der Liegen-
schaftsvermessung zu äußern.

Der dazu vorgesehene Anhörungstermin findet am 19.03.2024 
um 10.00 Uhr statt. Treffpunkt ist in Katzhütte, Freifläche neben 
Haus Bahnhofstraße 42.

Es ist den Eigentümern freigestellt, den Termin wahrzunehmen. 
Sie können sich auch durch eine bevollmächtigte Person ver-
treten lassen. Kosten, die durch die Wahrnehmung des Termins 
entstehen, können leider nicht erstattet werden.

Das Ergebnis der Liegenschaftsvermessung wird im Anschluss 
durch Offenlegung bekanntgegeben. Der Termin für die Offenle-
gung wird im Amtsblatt der VG „Schwarzatal“ öffentlich bekannt 
gegeben.

Saalfeld, 22.02.2024
Im Auftrag
Peter Stake
Sachbearbeiter Außendienst-Koordinierung

Veranstaltungen

Einladung zu einer Försterwanderung am 
Rosenberg mit Förster Jakob Strobel:

- Termin: 16.03.24, 10.00 Uhr
- Treffpunkt: Ortsausgang Neuhäuser Straße, bei Waldeinfahrt 

„Wallendorfer Weg“ (nach Holzplatz links)
- Wanderstrecke: ca. 5 km, Wallendorfer Weg - Tannenweg - 

Hühnertälchen
- Gesprächsthemen:

o Aktueller Waldzustand mit Ausblick auf die Zukunft
o Geplante Maßnahmen am Rosenberg und im Revier 

Cursdorf
o Wiederbewaldung und Waldumbau
o Totholz und Naturschutz
o Erosionsschutz an Steilhängen

- Anmeldung bis Donnerstag, den 14.03.24 bei der Bürger-
meisterin Ramona Geyer (0171 7155551).

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Katzhütte

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Katzhütte findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Herrenhaus, Neuhäuser Straße 15, 98744 Katzhütte

statt.

Tagesordnung:

1. Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 
2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Katzhütte, den 08.03.2024
Ramona Geyer
Wahlleiterin

Achtung Verkauf!
Der Bauhof der Gemeinde Katzhütte verkauft aus seinem  
Bestand folgende Gegenstände zum Höchstgebot.

1. Dieselkompressor
eingeschränkt funktionstüchtig
Selbstabholung durch Käufer
Mindestgebot: 150,00 Euro

2. Feuerwehranhänger
leer, ohne Inhalt
Selbstabholung durch Käufer
Mindestgebot: 100,00 Euro

Besichtigung nach Absprache mit der Bürgermeisterin möglich.

Angebote richten sie bitte in einem verschlossenen Umschlag 
mit der Aufschrift:

Ausschreibung Gegenstand ( Nr. ……)
Gemeinde Katzhütte

nicht öffnen vor 04.04.2024 13:00 Uhr

bis zum genannten Termin an die

VG Schwarzatal
Ordnungsamt

Markt 5
98744 Schwarzatal

Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation
Katasterbereich Saalfeld
Albrecht-Dürer-Straße 3
07318 Saalfeld

Liegenschaftsvermessung nach 
dem Thüringer Vermessungs- und 
Geoinformationsgesetz (ThürVermGeoG) 
vom 16. Dezember 2008 (GVBl. S. 574) in der 
jeweils geltenden Fassung

Ankündigung des Anhörungstermins

In der Gemeinde VG „Schwarzatal“, Gemarkung Katzhütte, wur-
de an der L1112 (Flur 1, Flurstück 150/116, Abschnitt Bahnhof-
straße 29 bis 77) im Zeitraum von September bis November 
2023 eine Straßenschlussvermessung durchgeführt.
Antragsteller ist das Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr.
Dabei wurden die notwendigen Grenzpunkte der angrenzenden 
Flurstücke wiederhergestellt. Die Lage der Straße in Bezug zu 
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auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-

gruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der An-

lage 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag 
zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Meura vertreten sind, 
müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtig-
ten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe 
zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberech-
tigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu 
wählen sind (insgesamt 34 Unterschriften).

Gemeinde Meura

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Meura

1. In der Gemeinde Meura sind am 26.05.2024 sechs (6) Ge-
meinderatsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlbe-
rechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind 
Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten 
ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der 
Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 
gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwoh-
nung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 
12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Ita-
lienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Mal-
ta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1	Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:

	 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahl-
vorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 
12 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens 
sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift 
im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindes-
tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvor-
schlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt 
der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
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6.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die 
Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu besei-
tigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern 
durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veran-
lasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden 
sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewer-
ber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereich-
ten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbin-
dungen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten An-
forderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind.

8.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9.	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Meura, den 08.03.2024
Kathrin Amberg
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Meura

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Meura findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Vereinshaus, Ortsstraße 2f, 98744 Meura

statt.
Tagesordnung:
1.	 Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 

zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2.	 Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.
Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.
Meura, den 08.03.2024
Kathrin Amberg
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Meura

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Meura findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Vereinshaus, Ortsstraße 2f, 98744 Meura

statt.

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschrif-
ten von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag je-
der Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche 
Unterstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlbe-
rechtigten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Un-
terstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträ-
ger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahl-
vorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen ein-
zelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften 
bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl 
ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder 
im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung 
des Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 
Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachna-
mens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen 
und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags wäh-
rend der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft 
Schwarzatal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 
Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung ( 
montags, mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bau-
amt, Zimmer 9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, 
einen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits 
in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder ei-
nen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Ge-
leistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4.	 Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekannt-
machung der Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahl-
vorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde – hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.
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Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 136-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung der Bürgermeisterin 
für das Haushaltsjahr 2022 01.01.2022-31.12.2022
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 
1
Beschluss Nr. 135-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung der 1. Beigeordne-
ten für das Haushaltsjahr 2022 01.01.2022-31.12.2022
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 
1
Beschluss Nr. 134-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung zur Berufung eines Wahlleiters 
und eines stellvertretenden Wahlleiters zur Kommunalwahl 2024
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 133-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung für Anbau Fahrzeughalle an 
das Feuerwehr-Gerätehaus Meura
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 130-19/2024 vom 20.02.2024
Beschlussfassung zur Vergabe von Ingenieurleistungen für den 
Anbau einer Fahrzeughalle an das Feuerwehr-Gerätehaus Meu-
ra
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 129-19/2024 vom 20.02.2024
Beschlussfassung zur Vergabe einer Bauleistung - Einbau Ent-
wässerungsrinnen Ortsstraße „Hohle“
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 131-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung zur Vergabe einer Bauleistung 
- Errichtung Spielplatz
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 132-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Friedhofsgebührensatzung
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 1

Nicht öffentlicher Teil

Am 20.02.2024 wurden im nicht öffentlichen Teil der 19.Sitzung 
0 Beschlüsse gefasst.
Die Beschlüsse des öffentlichen Teils sind im Wortlaut in der Ver-
waltungsgemeinschaft „Schwarzatal“, 98744 Schwarzatal, Orts-
teil Oberweißbach/Thür. Wald, Markt 5 im Sekretariat (Zimmer 
2) oder in 07429 Sitzendorf, Hauptstraße 40 nach Vereinbarung 
während der Dienstzeiten einzusehen.

gez. Katrin Amberg
Bürgermeisterin

Jagdgenossenschaft Meura

Jahreshauptversammlung

Sehr geehrte Jagdgenossinnen und Jagdgenossen,

zu der am Freitag, den 12.04.2024 um 19.00 Uhr stattfindenden 
Jahreshauptversammlung Jagdjahr 2023/24 (nicht öffent-
lich) im Gasthof „ Zum Meuraberg“ lade ich Sie recht herzlich 
ein und bitte um Ihr Erscheinen.
Tagesordnung
1.	 Begrüßung und Bestätigung der Tagesordnung
2.	 Feststellung der anwesenden Jagdgenossen und der von ih-

nen vertretenen bejagbaren Fläche
3.	 Rechenschaftsbericht der Jagdgenossenschaft 

Referent: Vorsitzender Herr Hartmuth Jahn
4.	 Bericht des Kassenwarts
5.	 Bericht der Revisionskommission
6.	 Entlastung des Vorstandes und des Kassenwarts
7.	 Zustimmung/Beschlussfassung zur Veränderung Jagdpacht-

vertrag
8.	 Bericht des Jagdpächters
9.	 Sonstiges
10.	 Jagdessen für Jagdgenossen

Jagdvorstand
gez. Hartmuth Jahn
�

Tagesordnung:
1.	 Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 

2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.
Meura, den 08.03.2024
Kathrin Amberg
Wahlleiterin

Beschlüsse des Gemeinderates

In der 19. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde 
Meura am 20.02.2024 wurden folgende Beschlüsse 
gefasst:

Öffentlicher Teil

Beschluss Nr. 149-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung der Haushaltssatzung und des 
Haushaltsplanes der Gemeinde Meura für das Haushaltsjahr 
2024
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 148-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung zum Finanzplan und dem In-
vestitionsprogramm für die Jahre 2023 bis 2027
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 147-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Feststellung Jahresrechnung 
2019
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 146-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung des Bürgermeisters 
für das Haushaltsjahr 2019 01.01.2019-30.06.2019
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 145-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung des Bürgermeisters 
für das Haushaltsjahr 2019 01.07.2019-31.12.2019
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 144-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung des 1.Beigeordne-
ten für das Haushaltsjahr 2019 31.01.2019-31.05.2019
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 143-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung der 1. Beigeordne-
ten für das Haushaltsjahr 2019 07.08.2019- 31.12.2019
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 
1
Beschluss Nr. 142-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Feststellung Jahresrechnung 
2020
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 141-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung der 1. Beigeordne-
ten für das Haushaltsjahr 2020 01.01.2020-31.12.2020
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 
1
Beschluss Nr. 140-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Feststellung Jahresrechnung 
2021
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 139-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung der Bürgermeisterin 
für das Haushaltsjahr 2021 01.05.2021-31.12.2021
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 
1
Beschluss Nr. 138-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Entlastung der 1. Beigeordne-
ten für das Haushaltsjahr 2021 01.01.2021-31.12.2021
Abstimmungsergebnis: Ja: 6; Nein: 0; Enthaltungen: 0; Befangen: 
1
Beschluss Nr. 137-19/2024 vom 20.02.2024
Beratung und Beschlussfassung Feststellung Jahresrechnung 
2022
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In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-

gruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der An-

lage 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag 
zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach  
§ 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzurei-
chen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter, an 
Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung 
der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass je-
der wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung 
vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und 
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 
Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Rohrbach vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahl-
berechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder 
zu wählen sind (insgesamt 34 Unterschriften).

Bestätigung
über die Teilnahme an der Jahreshauptversammlung und an-
schließendem Jagdessen.

Name des
Jagdgenossen:

�
……………………………....………..……

Bitte in Druckschrift
Unterschrift ………………………......………....………
Teilnahme: Ja / Nein
Abgabe der Teilnahmemeldung bei Herr Niemeyer Ortsstr.78
Bis 29.03.2024

Gemeinde Rohrbach

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Rohrbach

1. In der Gemeinde Rohrbach sind am 26.05.2024 sechs (6) 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberech-
tigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt 
in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird 
vermutet, wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Mel-
derechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Re-
publik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italieni-
sche Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Republik 
Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, König-
reich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, 
Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spa-
nien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvorschlä-
ge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 
oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einreichung 
von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahl-
vorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 
12 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens 
sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift 
im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine 
weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. 
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher 
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle 
Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
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6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die 
Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu besei-
tigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern 
durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veran-
lasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden 
sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewer-
ber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereich-
ten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbin-
dungen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen 
sind.

8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Rohrbach, den 08.03.2024
Carmen Schachtzabel
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen am 
26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Rohrbach

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Rohrbach findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Gemeindeamt Rohrbach, Ortsstraße 30b, 07429 
Rohrbach

statt.

Tagesordnung:

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 
zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2. Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Rohrbach, den 08.03.2024
Carmen Schachtzabel
Wahlleiterin

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschrif-
ten von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag je-
der Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche 
Unterstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlbe-
rechtigten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Un-
terstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträ-
ger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahl-
vorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen ein-
zelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften 
bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl 
ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder 
im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung 
des Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 
Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachna-
mens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen 
und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags wäh-
rend der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft 
Schwarzatal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 
Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung ( 
montags, mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bau-
amt, Zimmer 9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, 
einen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde 
- hier in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte 
Wahlvorschläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 
Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Un-
terzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.
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Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,
die bevorstehenden Wahlen sind von entscheidender Bedeutung 
für unsere Demokratie, und wir suchen engagierte Personen wie 
Sie, um als Wahlhelfer zu fungieren und sicherzustellen, dass 
unsere Wahlen reibungslos und fair ablaufen.
Als Wahlhelfer spielen Sie eine wichtige Rolle bei der Durchfüh-
rung des Wahlprozesses. Sie helfen dabei, die Wähler zu emp-
fangen, die Stimmabgabe zu überwachen und dafür zu sorgen, 
dass alles gemäß den gesetzlichen Bestimmungen abläuft.
Wenn Sie am 26.05.2024, 09.06.2024 oder 01.09.2024 Interes-
se daran haben, als Wahlhelfer tätig zu werden, zögern Sie nicht, 
sich unter Tel. 036705/67411 oder bauamt@vg-schwarzatal.de 
zu melden.
Wir freuen uns darauf, von Ihnen zu hören und gemeinsam einen 
erfolgreichen Wahltag zu gestalten.

Mit freundlichen Grüßen

Jana Müller
Wahlleiterin
Stadt Schwarzatal

Thomas Eilhauer
stellvertr. Wahlleiter

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl des Ortschaftsbürgermeisters der 
Ortschaft Mellenbach-Glasbach in der Stadt 
Schwarzatal
1.	 In dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung Mellenbach-

Glasbach der Landgemeinde Stadt Schwarzatal wird am 
26.05.2024 ein Ortschaftsbürgermeister als Ehrenbeam-
ter der Gemeinde gewählt.

	 Zum Ortschaftsbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im 
Sinne der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 
18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten 
seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung 
hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung 
wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit 
Ortschaftsverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnun-
gen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maß-
gebend. Personen, die die Staatsangehörigkeit eines ande-
ren Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind 
unter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar 
wie Deutsche. Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind 
neben der Bundesrepublik Deutschland zurzeit:

	 Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Itali-
enische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Re-
publik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, 
Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repub-
lik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.

	 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet.

	 Zum Ortschaftsbürgermeister kann außerdem nicht gewählt 
werden, wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit 
für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. Darü-
ber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche 
Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht be-
sitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortschaftsbürgermeis-
ters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem Wahllei-
ter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 
er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter 
mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Na-
tionale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen 
zusammengearbeitet hat; er muss ferner erklären, dass er 
mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte insbesondere 
beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim Bundes-
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eig-

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Rohrbach

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Rohrbach findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Gemeindeamt Rohrbach, Ortsstraße 30b, 07429 
Rohrbach

statt.
Tagesordnung:
1.	 Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 

2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.
Rohrbach, den 08.03.2024
Carmen Schachtzabel
Wahlleiterin

Werte Jagdgenossen der 
Jagdgenossenschaft Rohrbach!
Wie ihr erfahren habt, musste diese Versammlung leider ver-
tagt werden. Der neue Termin ist der 06.04.2024, alles weite-
re steht im folgenden Text.

Jahreshauptversammlung der Jagdgenossenschaft 
Rohrbach

Zur Jahreshauptversammlung der Jagdgenossenschaft Rohr-
bach laden wir alle Mitglieder mit einer weiteren Person

am Samstag, den 06. 04. 2024 um 18.30 Uhr,
in das Landhotel „Zum Auerhahn“ in Rohrbach

herzlich ein.

Anschließend gemütliches Beisammensein mit musikalischer 
Umrahmung und Wildessen.
Tagesordnung:
•	 Begrüßung und Eröffnung
•	 Feststellung der anwesenden Jagdgenossen und der von ih-

nen vertretenen bejagdbaren Flächen
•	 Rechenschaftsbericht des Vorsitzenden über die Arbeit des 

Vorstandes im Jahr 2023
•	 Kassenbericht und Bericht des Kasseprüfers über das Jagd-

jahr 2023
•	 Beschlussfassungen über:

•	 Entlastung des Vorstandes und Kassenführers für das 
Jagdjahr 2023

•	 Nutzung von Geldern der JG für besondere Jubiläen der 
Vorstandsmitglieder und deren Höhe der Zuwendung.

•	 Bericht des Jagdpächters über das Jahr 2023
•	 Diskussion

Wir bitten um zahlreiche Teilnahme und Anmeldung bis 
30.03.2024 unter der Tel.Nr. 036730/22798 oder persönlich im 
Schlemmereck und Eiscafé Pape in Rohrbach.

Jagdvorstand
Joachim Pape Jagdvorsteher

Stadt Schwarzatal

Superwahljahr 2024

26.05.2024 Kommunalwahl
09.06.2024 Europawahl
01.09.2024 Landtagswahl
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1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem 
Muster der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen 
des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das Geburts-
datum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie un-
ter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums 
und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal 
so vielen Wahlberechtigten tragen,wie Ortschaftsratsmitglie-
der zu wählen sind, insgesamt 30 Unterschriften. Bewirbt 
sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, 
sind keine Unterstützungsunterschriften erforderlich.
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage bei-
zufügen:
Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürK-
WO, dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen 
Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für 
Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Be-
auftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, 
dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung 
in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes 
geltenden Bestimmungen nicht fehlt.

2.	 Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte 
Bewerber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Ver-
sammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe 
in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmbe-
rechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberech-
tigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre 
Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 
Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine 
gemeinsame Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlags-
träger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten 
Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, 
in geheimer Abstimmung gewählt werden.

	 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Be-
werbers, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einla-
dung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvor-
schlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter 
und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber 
dem Wahlleiter der Gemeinde, an Eides statt zu versichern, 
dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlags-
berechtigt war und den Bewerbern Gelegenheit gegeben 
wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemesse-
ner Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur Ab-
nahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; 
er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 
des Strafgesetzbuches (StGB).

3.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, 
im Stadtrat oder Ortschaftsrat der Ortschaft Mellenbach-
Glasbach vertreten sind, müssen neben den Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von vier-
mal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ort-
schaftsratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 34 Unter-
schriften).

3.1	Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
im Stadtrat oder Ortschaftsrat vertreten ist, benötigt bei Ein-
reichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahl-
vorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zu-
sätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal so vielen 
Wahlberechtigten wie Ortschaftsratsmitglieder.Ein gemein-
samer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags 
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 

nung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für 
Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 
24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1	Wahlvorschläge für die Wahl des Ortschaftsbürgermeisters 
können von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grund-
gesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht 
werden.

	 Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hiermit auf-
gefordert.

	 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewer-
ber kann nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur ei-
nen Bewerber enthalten darf und dem eine Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen 
ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-
stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schrift-
lich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer 
Partei oder Wählergruppe ist.

	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müs-
sen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. 
Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. 
Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss 
die Unterzeichnung für ungültig.

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellver-
treter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeich-
nung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als 
Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Be-
auftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann 
ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertre-
ter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts Anderes 
bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhin-
derung sein Stellvertreter berechtigt, verbindliche Erklärungen 
zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftrag-
te und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung 
der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegen-
über dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch an-
dere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-

gruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift des Bewerbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-

tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als 
Anlage beizufügen:
a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur 

ThürKWO, dass er seiner Aufnahme als Bewerber in 
den Wahlvorschlag zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob er mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nati-
onale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen 
zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass 
ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenver-
hältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.
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Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt.

8.	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Stadt Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur Wahl 
des Ortschaftsbürgermeisters der Ortschaft 
Meuselbach-Schwarzmühle in der Stadt 
Schwarzatal
1.	 In dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung Meuselbach-

Schwarzmühle der Landgemeinde Stadt Schwarzatal 
wird am 26.05.2024 ein Ortschaftsbürgermeister als Eh-
renbeamter der Gemeinde gewählt.

	 Zum Ortschaftsbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im Sin-
ne der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 
18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten 
seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung hat; 
der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung wird 
vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit Ort-
schaftsverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist 
die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßgebend. 
Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union besitzen, sind unter densel-
ben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie Deutsche.

	 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:

	 önigreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, 
Republik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, 
Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Re-
publik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Republik Litau-
en, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, Königreich 
der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portu-
giesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Repu-
blik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.

	 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt 
oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen 
Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet.

	 Zum Ortschaftsbürgermeister kann außerdem nicht gewählt 
werden, wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit 
für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. Darü-
ber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche 
Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht be-
sitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortschaftsbürgermeis-
ters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem Wahllei-
ter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 
er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter 
mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Na-
tionale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen 
zusammengearbeitet hat; er muss ferner erklären, dass er 
mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte insbesondere 
beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim Bundes-
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eig-
nung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den für 
Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt (§ 
24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1	Wahlvorschläge für die Wahl des Ortschaftsbürgermeisters 
können von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grund-
gesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht 
werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hier-
mit aufgefordert.

	 Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewer-
ber kann nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur ei-

Landkreises Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat oder Ort-
schaftsrat vertreten ist.

3.2	Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3	Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des 
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungs-
gemeinschaft Schwarzatal bis zum 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine 
eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung 
von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üb-
lichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft Schwarza-
tal, dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung (montags, 
mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bauamt, Zimmer 
9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.

	 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, ei-
nen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft auf-
zusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die 
Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass 
die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre 
Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und 
eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungs-
raum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat 
auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.

	 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die die-
selbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

3.4	Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht 
die erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahl-
vorschlag ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer 
Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften [An-
lage 7a zur ThürKWO] verbunden und unverzüglich nach Ein-
reichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführungen 
unter 3.3 gelten entsprechend.

4.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die 
Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde - hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner 
des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des 
Einzelbewerbers zurückgenommen werden.

5.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag 
eingereicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorge-
schlagenen Bewerber durchgeführt.

6.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Be-
auftragten oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestell-
te Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 
23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt Schwarzatal 
zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvor-
schläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten An-
forderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 
Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet 
die Wahl nicht statt.

7.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
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Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürK-
WO, dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen 
Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für 
Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Be-
auftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, 
dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung 
in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes 
geltenden Bestimmungen nicht fehlt.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte 
Bewerber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Ver-
sammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe 
in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmbe-
rechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberech-
tigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre 
Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 
Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine 
gemeinsame Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlags-
träger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten 
Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, 
in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Be-
werbers, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einla-
dung sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvor-
schlag einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter 
und zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber 
dem Wahlleiter der Gemeinde, an Eides statt zu versichern, 
dass die Wahl in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung vorschlags-
berechtigt war und den Bewerbern Gelegenheit gegeben 
wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in angemesse-
ner Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter der Gemeinde ist zur Ab-
nahme einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; 
er gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 
des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, 
im Stadtrat oder Ortschaftsrat der Ortschaft Meuselbach-
Schwarzmühle vertreten sind, müssen neben den Unter-
schriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag 
jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von 
viermal so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie 
Ortschaftsratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 34 Un-
terschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
im Stadtrat oder Ortschaftsrat vertreten ist, benötigt bei Ein-
reichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahl-
vorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zu-
sätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal so vielen 
Wahlberechtigten wie Ortschaftsratsmitglieder.Ein gemein-
samer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags 
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, 
weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununter-
brochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag 
des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat oder 
Ortschaftsrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

nen Bewerber enthalten darf und dem eine Erklärung des 
Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizufügen 
ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufge-
stellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung schrift-
lich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag einer 
Partei oder Wählergruppe ist.

	 Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müs-
sen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. 
Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. 
Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss 
die Unterzeichnung für ungültig.

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stellver-
treter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine Bezeich-
nung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als 
Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. Sind nur ein Be-
auftragter und nicht auch der Stellvertreter bezeichnet, dann 
ist der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags der Stellvertre-
ter. Soweit im Thüringer Kommunalwahlgesetz nichts Anderes 
bestimmt ist, sind nur der Beauftragte und bei seiner Verhin-
derung sein Stellvertreter berechtigt, verbindliche Erklärungen 
zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Im 
Zweifelsfall gilt die Erklärung des Beauftragten. Der Beauftrag-
te und sein Stellvertreter können durch schriftliche Erklärung 
der Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegen-
über dem Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch an-
dere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-

gruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift des Bewerbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-

treters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-

tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als 
Anlage beizufügen:
a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur 

ThürKWO, dass er seiner Aufnahme als Bewerber in 
den Wahlvorschlag zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob er mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nati-
onale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen 
zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass 
ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenver-
hältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach  
§ 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

1.3 Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem 
Muster der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen 
des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das Geburts-
datum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie un-
ter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums 
und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal 
so vielen Wahlberechtigten tragen,wie Ortschaftsratsmitglie-
der zu wählen sind, insgesamt 30 Unterschriften. Bewirbt 
sich der bisherige Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, 
sind keine Unterstützungsunterschriften erforderlich.
Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage bei-
zufügen:
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meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt.

8.	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Stadt Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur Wahl 
des Ortschaftsbürgermeisters der Ortschaft 
Oberweißbach in der Stadt Schwarzatal

1. In dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung Oberweißbach 
der Landgemeinde Stadt Schwarzatal wird am 26.05.2024 
ein Ortschaftsbürgermeister als Ehrenbeamter der Ge-
meinde gewählt.
Zum Ortschaftsbürgermeister ist jeder Wahlberechtigte im 
Sinne der §§ 1 und 2 ThürKWG wählbar, der am Wahltag das 
18. Lebensjahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten 
seinen Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung 
hat; der Aufenthalt in dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung 
wird vermutet, wenn die Person im Gebiet des Ortsteils mit 
Ortschaftsverfassung gemeldet ist. Bei mehreren Wohnun-
gen ist die Hauptwohnung im Sinne des Melderechts maßge-
bend. Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, sind un-
ter denselben Bedingungen wahlberechtigt und wählbar wie 
Deutsche.
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Ita-
lienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Mal-
ta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet.
Zum Ortschaftsbürgermeister kann außerdem nicht gewählt 
werden, wer nicht die Gewähr dafür bietet, dass er jederzeit 
für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne 
des Grundgesetzes und der Landesverfassung eintritt. Darü-
ber hinaus ist nicht wählbar, wer im Übrigen die persönliche 
Eignung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht be-
sitzt. Jeder Bewerber für das Amt des Ortschaftsbürgermeis-
ters hat für die Zulassung zur Wahl gegenüber dem Wahllei-
ter der Gemeinde eine schriftliche Erklärung abzugeben, ob 
er wissentlich als hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter 
mit dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Na-
tionale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen 
zusammengearbeitet hat; er muss ferner erklären, dass er 
mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte insbesondere 
beim Landesamt für Verfassungsschutz sowie beim Bundes-
beauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens-
tes der ehemaligen DDR einverstanden ist und ihm die Eig-
nung für eine Berufung in ein Beamtenverhältnis nach den 
für Beamte des Landes geltenden Bestimmungen nicht fehlt 
(§ 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG).

1.1 Wahlvorschläge für die Wahl des Ortschaftsbürgermeisters 
können von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grund-
gesetzes, Wählergruppen und Einzelbewerbern eingereicht 
werden. Zur Einreichung von Wahlvorschlägen wird hier-
mit aufgefordert.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung 
des Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal bis zum 22.04.2024, 18.00 
Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachna-
mens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen 
und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags wäh-
rend der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft 
Schwarzatal, dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 
13.00 Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinba-
rung (montags, mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, 
Bauamt, Zimmer 9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, 
einen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die die-
selbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen ha-
ben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeich-
net haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückge-
nommen werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht 
die erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahl-
vorschlag ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer 
Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften 
[Anlage 7a zur ThürKWO] verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführun-
gen unter 3.3 gelten entsprechend.

4.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekannt-
machung der Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahl-
vorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde – hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner 
des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des 
Einzelbewerbers zurückgenommen werden.

5.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag 
eingereicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorge-
schlagenen Bewerber durchgeführt.

6.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Be-
auftragten oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestell-
te Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 
23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt Schwarzatal 
zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvor-
schläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten An-
forderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 
Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet 
die Wahl nicht statt.

7.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).Bei Mitgliedsge-
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der zu wählen sind, insgesamt 40 Unterschriften. Bewirbt sich 
der bisherige Ortsteilbürgermeister als Einzelbewerber, sind 
keine Unterstützungsunterschriften erforderlich.

	 Dem Wahlvorschlag des Einzelbewerbers ist als Anlage bei-
zufügen:

	 Die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur ThürK-
WO, dass er nicht für dieselbe Wahl in einem anderen 
Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob er mit dem Ministerium für 
Staatssicherheit, dem Amt für Nationale Sicherheit oder Be-
auftragten dieser Einrichtungen zusammengearbeitet hat, 
dass er mit der Einholung der erforderlichen Auskünfte ein-
verstanden ist sowie dass ihm die Eignung für eine Berufung 
in ein Beamtenverhältnis nach den für Beamte des Landes 
geltenden Bestimmungen nicht fehlt.

2. Der von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellte 
Bewerber muss in einer zu diesem Zweck einberufenen Ver-
sammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der Partei 
oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wählergruppe 
in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder stimmbe-
rechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vorschlagsberech-
tigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihre 
Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 
Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvorschlags ist eine 
gemeinsame Versammlung aller beteiligten Wahlvorschlags-
träger durchzuführen. Der Bewerber kann auch durch eine 
Versammlung von Delegierten, die von den wahlberechtigten 
Mitgliedern der Partei oder den wahlberechtigten Angehöri-
gen der Wählergruppe aus der Mitte einer vorgenannten Mit-
gliederversammlung zu diesem Zweck gewählt worden sind, 
in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl des Bewer-
bers, Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung 
sowie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei 
weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahllei-
ter der Gemeinde, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl in 
geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung vorschlagsberechtigt war und den 
Bewerbern Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihre Ziele der 
Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Der Wahllei-
ter der Gemeinde ist zur Abnahme einer solchen Versicherung 
an Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde 
im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt, 
im Stadtrat oder Ortschaftsrat der Ortschaft Oberweißbach 
vertreten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie Ortschaftsratsmit-
glieder zu wählen sind (insgesamt 42. Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
im Stadtrat oder Ortschaftsrat vertreten ist, benötigt bei Ein-
reichung eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben 
den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahl-
vorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zu-
sätzliche Unterstützungsunterschriften von viermal so vielen 
Wahlberechtigten wie Ortschaftsratsmitglieder.Ein gemein-
samer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags 
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, 
weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununter-
brochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag 
des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat oder 
Ortschaftsrat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

Jede Partei, jede Wählergruppe oder jeder Einzelbewer-
ber kann nur einen Wahlvorschlag einreichen, der nur 
einen Bewerber enthalten darf und dem eine Erklärung 
des Bewerbers nach § 24 Abs. 3 Satz 3 ThürKWG beizu-
fügen ist. Der Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag 
aufgestellt werden; er muss hierzu seine Zustimmung 
schriftlich erteilen, sofern er Bewerber im Wahlvorschlag 
einer Partei oder Wählergruppe ist.
Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Die Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen müs-
sen die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. 
Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. 
Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss 
die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts Anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag 
abzugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die 
Erklärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stell-
vertreter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit 
der Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem 
Wahlleiter der Gemeinde abberufen und durch andere er-
setzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-

gruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift des Bewerbers,
c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-

treters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-

tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe sind als 
Anlage beizufügen:
a) die Erklärungen des Bewerbers nach Anlage 6a zur 

ThürKWO, dass er seiner Aufnahme als Bewerber in 
den Wahlvorschlag zustimmt, nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag aufgestellt ist, ob er mit 
dem Ministerium für Staatssicherheit, dem Amt für Nati-
onale Sicherheit oder Beauftragten dieser Einrichtungen 
zusammengearbeitet hat, dass er mit der Einholung der 
erforderlichen Auskünfte einverstanden ist sowie dass 
ihm die Eignung für eine Berufung in ein Beamtenver-
hältnis nach den für Beamte des Landes geltenden Be-
stimmungen nicht fehlt,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach  
§ 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

1.3	Der Wahlvorschlag des Einzelbewerbers muss nach dem 
Muster der Anlagen 7 und 7a zur ThürKWO den Nachnamen 
des Bewerbers als Kennwort, den Vornamen, das Geburts-
datum, den Beruf und die Anschrift des Bewerbers sowie un-
ter Angabe des Vor- und Nachnamens, des Geburtsdatums 
und der Anschrift die Unterschriften von mindestens fünfmal 
so vielen Wahlberechtigten tragen,wie Ortschaftsratsmitglie-
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meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt.

8.	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Stadt Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur Wahl 
der Ortschaftsräte der Ortschaft Mellenbach-
Glasbach in der Stadt Schwarzatal
1.	 In dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung Mellenbach-

Glasbach der Landgemeinde Stadt Schwarzatal werden 
am 26.05.2024 sechs (6) Ortschaftsräte gewählt.

	 Wählbar für das Amt eines Ortschaftsrates sind Wahlberech-
tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberechtigung ergibt sich aus 
§§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deutsche und Personen, 
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, wenn sie 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) 
und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der 
Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird ver-
mutet, wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des 
Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).

	 Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:

	 Knigreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Dänemark, 
Republik Estland, Republik Finnland, Französische Republik, 
Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italienische Re-
publik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Republik Litau-
en, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, Königreich 
der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, Portu-
giesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, Repu-
blik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spanien, 
Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.

	 Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1	Für die Wahl der Ortschaftsratsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:

	 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf 
höchstens12 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in 
erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens 
und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs 
und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Be-
werber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; 
er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder 
Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien oder 
Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen die Un-
terschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten tragen, 
die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede Person 
darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei Mehrfach-
unterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die Unterzeich-
nung für ungültig.

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung 
des Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal bis zum 22.04.2024, 18.00 
Uhr, ausgelegte Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachna-
mens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen 
und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags wäh-
rend der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft 
Schwarzatal, dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 
13.00 Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinba-
rung (montags, mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, 
Bauamt, Zimmer9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, 
einen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für die die-
selbe Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl 
bereits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen ha-
ben oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeich-
net haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückge-
nommen werden.

3.4 Trägt der Wahlvorschlag eines Einzelbewerbers noch nicht 
die erforderliche Zahl an Unterschriften, so wird dieser Wahl-
vorschlag ebenfalls vom Wahlleiter der Gemeinde mit einer 
Liste zur Leistung der noch erforderlichen Unterschriften 
[Anlage 7a zur ThürKWO] verbunden und unverzüglich nach 
Einreichung des Wahlvorschlages ausgelegt. Die Ausführun-
gen unter 3.3 gelten entsprechend.

4.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekannt-
machung der Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahl-
vorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde – hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlags und der Mehrheit der übrigen Unterzeichner 
des Wahlvorschlags oder durch schriftliche Erklärung des 
Einzelbewerbers zurückgenommen werden.

5.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag 
eingereicht, so wird die Wahl ohne Bindung an einen vorge-
schlagenen Bewerber durchgeführt.

6.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Be-
auftragten oder die Einzelbewerber aufgefordert, festgestell-
te Mängel zu beseitigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen 
spätestens am 22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Am 
23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt Schwarzatal 
zusammen und beschließt, ob die eingereichten Wahlvor-
schläge den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten An-
forderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind. 
Stirbt ein Bewerber oder verliert er die Wählbarkeit nach der 
Zulassung des Wahlvorschlages, aber vor der Wahl, so findet 
die Wahl nicht statt.

7.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG).Bei Mitgliedsge-
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einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten 
wie Ortschaftsratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemein-
samer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadtrat oder im 
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags 
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Stadtrat ist.

3.2	Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3	Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des 
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungs-
gemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 Uhr, 
ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und 
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leis-
tung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter 
der Stadt mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üb-
lichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft Schwarza-
tal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung ( montags, 
mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bauamt, Zimmer 
9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.

	 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krank-
heit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur un-
ter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Ein-
tragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung 
kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahlbe-
rechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung 
eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzu-
nehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungs-
schein, an Eides statt zu versichern, dass die Voraussetzungen 
für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.

	 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits 
in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder ei-
nen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Ge-
leistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4.	 Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Stadt erfol-
gen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekannt-
machung der Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahl-
vorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde – hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der An-

lage 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag 
zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2.	 Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

	 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht auf-
grund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der letzten 
Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt oder im Stadtrat 
der Stadt Schwarzatal vertreten sind, müssen neben den Unter-
schriften von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder 
Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal 
so vielen Wahlberechtigten unterstützt werden wie Gemeinde-
ratsmitglieder zu wählen sind (insgesamt 34 Unterschriften).

3.1	Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Stadtrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen 
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Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf 
höchstens12 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in 
erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens 
und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs 
und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Be-
werber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; 
er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder 
Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen 
die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten 
tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede 
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-

gruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der An-

lage 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag 
zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

7.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Stadt unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftrag-
ten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 22.04.2024 bis 
18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind 
auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zuläs-
sig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder 
nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Perso-
nen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatz-
bewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. 
Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt zusam-
men und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschlä-
ge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch 
das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen ent-
sprechen und als gültig zuzulassen sind.

8.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9.	 Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Stadt Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Ortschaftsräte der Ortschaft 
Meuselbach-Schwarzmühle in der Stadt 
Schwarzatal

1. In dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung Meuselbach-
Schwarzmühle der Landgemeinde Stadt Schwarzatal 
werden am 26.05.2024 sechs (6) Ortschaftsräte gewählt.
Wählbar für das Amt eines Ortschaftsrates sind Wahlberech-
tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberechtigung ergibt sich aus 
§§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deutsche und Personen, 
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, wenn sie 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) 
und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der 
Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird ver-
mutet, wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des 
Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Ita-
lienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Mal-
ta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Ortschaftsratsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:
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Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Stadt erfol-
gen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde 
- hier in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte 
Wahlvorschläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 
Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Un-
terzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Stadt unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftrag-
ten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 22.04.2024 bis 
18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind 
auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zuläs-
sig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder 
nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Perso-
nen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatz-
bewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. 
Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt zusam-
men und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschlä-
ge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch 
das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen ent-
sprechen und als gültig zuzulassen sind.

8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Stadt Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin

Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Stadtrat der Stadt Schwarzatal vertreten sind, müs-
sen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, 
die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tra-
gen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtigten 
unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen 
sind (insgesamt 34 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Stadtrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungs-
unterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie 
Ortschaftsratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungs-
unterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der 
letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadtrat oder im Kreistag 
aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununter-
brochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten Wahl-
vorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag 
keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahl-
vorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 
dem die Gemeinde liegt, oder im Stadtrat ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des 
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungs-
gemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 Uhr, 
ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und 
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leis-
tung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter 
der Stadt mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üb-
lichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft Schwarza-
tal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung (montags, 
mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bauamt, Zimmer 
9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, 
einen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.
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b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift der 
Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-

tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 

6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem 
anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und 
dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 
1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der 
Partei oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach  
§ 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzurei-
chen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter, an 
Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung 
der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass je-
der wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung 
vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und 
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 
Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Stadtrat der Stadt Schwarzatal vertreten sind, müs-
sen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, 
die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tra-
gen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtigten 
unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen 
sind (insgesamt 42. Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Stadtrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von zehn 
Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder 
Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstützungs-
unterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten wie 
Ortschaftsratsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungs-
unterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der 
letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Stadtrat oder im Kreistag 
aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununter-
brochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten Wahl-
vorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag 
keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahl-
vorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 
dem die Gemeinde liegt, oder im Stadtrat ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags  
(§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Ortschaftsräte der Ortschaft 
Oberweißbach in der Stadt Schwarzatal

1. In dem Ortsteil mit Ortschaftsverfassung Oberweiß-
bach der Landgemeinde Stadt Schwarzatal werden am 
26.05.2024 acht (8) Ortschaftsräte gewählt.
Wählbar für das Amt eines Ortschaftsrates sind Wahlberech-
tigte, die am Tag der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet ha-
ben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberechtigung ergibt sich aus 
§§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deutsche und Personen, 
die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates 
der Europäischen Union besitzen, wahlberechtigt, wenn sie 
nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 ThürKWG) 
und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt in der 
Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird ver-
mutet, wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des 
Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Ita-
lienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Mal-
ta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Ortschaftsratsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf 
höchstens16 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in 
erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens 
und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs 
und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Be-
werber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; 
er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder 
Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen 
die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten 
tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede 
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
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9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Stadt Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Stadtratsmitglieder in der Stadt 
Schwarzatal

1. In der Stadt Schwarzatal sind am 26.05.2024 sechzehn 
(16) Stadtratsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberech-
tigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt 
in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird 
vermutet, wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Mel-
derechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Re-
publik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italieni-
sche Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Republik 
Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, König-
reich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, 
Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spa-
nien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Stadtratsmitglieder können Wahlvorschläge 
von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes 
oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahl-
vorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 
32 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens 
sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift 
im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine 
weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. 
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher 
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle 
Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des Wahl-
vorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungsgemein-
schaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 Uhr, ausgelegten 
Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihrer Anschrift 
und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine eigenhändige 
Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung von Unterstüt-
zungsunterschriften wird vom Wahlleiter der Stadt mit dem 
Wahlvorschlag verbunden und unverzüglich nach Einreichung 
des Wahlvorschlags während der üblichen Dienstzeiten der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal dienstags von 9.00 Uhr bis 
12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer 
Vereinbarung (montags, mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 
5, Bauamt, Zimmer 9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krank-
heit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur un-
ter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Ein-
tragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung 
kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahlbe-
rechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung 
eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzu-
nehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungs-
schein, an Eides statt zu versichern, dass die Voraussetzungen 
für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits 
in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder ei-
nen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Ge-
leistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Stadt erfol-
gen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde 
- hier in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte 
Wahlvorschläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 
Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Un-
terzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Stadt unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftrag-
ten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 22.04.2024 bis 
18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind 
auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zuläs-
sig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder 
nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Perso-
nen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatz-
bewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. 
Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt zusam-
men und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschlä-
ge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch 
das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen ent-
sprechen und als gültig zuzulassen sind.

8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thü-
ringer Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und 
Termine verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass 
der letzte Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonn-
abend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staat-
lich geschützten Feiertag fällt; eine Wiedereinsetzung in 
den vorherigen Stand ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 
ThürKWG). Bei Mitgliedsgemeinden von Verwaltungsge-
meinschaften werden die nach dem Thüringer Kommu-
nalwahlgesetz und der Thüringer Kommunalwahlordnung 
obliegenden Aufgaben gemäß § 51 ThürKWO von der  
Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt
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3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des 
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungs-
gemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 Uhr, 
ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und 
eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leis-
tung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter 
der Stadt mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üb-
lichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft Schwarza-
tal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung (montags, 
mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bauamt, Zimmer 
9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, 
einen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft 
aufzusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. 
Die Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, 
dass die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein 
ihre Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt 
und eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintra-
gungsraum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person 
hat auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Stadt erfol-
gen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Stadt - hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Stadt unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauftrag-
ten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Mängel 
der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 22.04.2024 bis 
18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind 
auch noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zuläs-
sig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder 
nachträglichen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Perso-
nen, die in solchen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatz-
bewerber), sind in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. 
Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der Stadt zusam-
men und beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschlä-
ge und Erklärungen zu Listenverbindungen den durch 
das Thüringer Kommunalwahlgesetz und die Thüringer 
Kommunalwahlordnung gestellten Anforderungen ent-
sprechen und als gültig zuzulassen sind.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-

tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 

6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem 
anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und 
dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 
1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der 
Partei oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach  
§ 15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Stadtrat der Stadt Schwarzatal vertreten sind, müs-
sen neben den Unterschriften von zehn Wahlberechtigten, 
die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wählergruppe zu tra-
gen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahlberechtigten 
unterstützt werden wie Stadtratsmitglieder zu wählen sind 
(insgesamt 74 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Stadtrat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines eigenen 
einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften von 
zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei 
oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten 
wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemein-
samer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags 
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der betei-
ligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen 
Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, 
weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununter-
brochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag 
des Landkreises, in dem die Stadt liegt, oder im Stadtrat ver-
treten ist.
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Einladung zur Informationsveranstaltung 
zum Bauvorhaben

Ausbau der Ortsdurchfahrt Oberweißbach der L1145

Dienstag, 16.04.2024
18 Uhr

Gasthof zur Schenke
Markt 8

Oberweißbach

Vertreter des Planungsbüros sowie der 
Baulastträger werden zum Ausbau in-
formieren und für Fragen zur Verfügung 
stehen.

Stadt Schwarzatal
Kathrin Kräupner
Bürgermeisterin

Gemeinde Schwarzburg

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Schwarzburg

1. In der Gemeinde Schwarzburg sind am 26.05.2024 sechs 
(6) Gemeinderatsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlbe-
rechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind 
Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten 
ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der 
Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 
gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwoh-
nung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1,  
§ 12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Re-
publik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italieni-
sche Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Republik 
Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, König-
reich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, 
Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spa-
nien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:

8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Stadt Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Landgemeinde Stadt 
Schwarzatal

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Landgemein-
de Stadt Schwarzatal findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Jugendklub, Gabelweg 2, 98744 Schwarzatal

statt.

Tagesordnung:

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 
zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2. Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Landgemeinde Stadt 
Schwarzatal

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Landgemein-
de Stadt Schwarzatal findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Jugendklub, Gabelweg 2, 98744 Schwarzatal

statt.

Tagesordnung:

1. Feststellung des Wahlergebnisses der Ortschaftsbürger-
meisterwahlen Oberweißbach, Meuselbach-Schwarzmühle 
und Mellenbach-Glasbach 2024

2. Feststellung des Wahlergebnisses der Stadtratswahlen 2024
3. Feststellung des Wahlergebnisses der Ortschaftsratswahlen 

der Ortschaften Oberweißbach, Meuselbach-Schwarzmühle 
und Mellenbach-Glasbach 2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Schwarzatal, den 08.03.2024
Jana Müller
Wahlleiterin
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Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Schwarzburg vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahl-
berechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder 
zu wählen sind (insgesamt 34 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines 
eigenen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschrif-
ten von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag je-
der Partei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche 
Unterstützungsunterschriften von viermal so vielen Wahlbe-
rechtigten wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein 
gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Un-
terstützungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträ-
ger seit der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat 
oder im Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahl-
vorschlags ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer 
der beteiligten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen ein-
zelnen Wahlvorschlag keiner Unterstützungsunterschriften 
bedürfte, weil der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl 
ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im 
Kreistag des Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder 
im Gemeinderat vertreten ist.

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung 
des Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 
Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachna-
mens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen 
und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags wäh-
rend der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft 
Schwarzatal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 
Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung 
(montags, mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bau-
amt, Zimmer 9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krank-
heit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur un-
ter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Ein-
tragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung 
kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahlbe-
rechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung 
eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzu-
nehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungs-
schein, an Eides statt zu versichern, dass die Voraussetzungen 
für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.

Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen 
Wahlvorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf 
höchstens 12 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in 
erkennbarer Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens 
und Vornamens sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs 
und ihrer Anschrift im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Be-
werber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; 
er muss hierzu seine Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder 
Wahlvorschlag muss den Namen und ggf. die Kurzbezeich-
nung der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen; 
dem Kennwort kann eine weitere Bezeichnung hinzugefügt 
werden, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahl-
vorschläge erforderlich ist. Gemeinsame Wahlvorschläge 
müssen die Namen sämtlicher daran beteiligter Parteien 
oder Wählergruppen tragen. Alle Wahlvorschläge müssen 
die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten 
tragen, die nicht Bewerber des Wahlvorschlags sind. Jede 
Person darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Bei 
Mehrfachunterzeichnungen erklärt der Wahlausschuss die 
Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wähler-

gruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellver-
treters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-
tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der An-

lage 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag 
zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 
Satz 1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG 
von der Partei oder Wählergruppe durchzuführende Ver-
sammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 
15 Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.
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Tagesordnung:

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 
zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2. Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Schwarzburg, den 08.03.2024
Heike Printz
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Schwarzburg

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Schwarzburg findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Bürgerhaus, Burkersdorfer Straße 2, 07427 
Schwarzburg

statt.

Tagesordnung:

1. Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 
2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Schwarzburg, den 08.03.2024
Heike Printz
Wahlleiterin

Veranstaltungen

Herzliche Einladung zum Osterfest!
Hiermit laden wir Sie recht herzlich zum gemütlichen Osterfest 
am Ostersonntag, den 31. März ein.

Treffpunkt ist um 10 Uhr am Osterbrunnen für eine kleine Os-
terwanderung mit Überraschungen für die Kinder. Danach finden 
wir uns an der Jugendherberge ein, um bei Bratwurst, Getränken 
sowie Kaffee und Kuchen einen gemütlichen Nachmittag zu ver-
bringen.

Auch für die Kleinen wird es neben der traditionellen Ostereier-
suche weitere Möglichkeiten geben, sich auszutoben.

Die Kirmesgesellschaft Schwarzburg e. V. sowie zahlreiche 
Freunde und Helfer aus verschiedenen Schwarzburger Vereinen 
freuen sich auf Ihren Besuch. Genießen Sie mit uns gemeinsam 
den Frühling und verbringen Sie ein fröhliches Osterfest.

Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl bereits 
in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben oder ei-
nen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet haben. Ge-
leistete Unterschriften können nicht zurückgenommen werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde 
- hier in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte 
Wahlvorschläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 
Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Un-
terzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter der 
Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die Beauf-
tragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu beseitigen. Män-
gel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 22.04.2024 bis 
18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen Zeitpunkt sind auch 
noch Änderungen der Wahlvorschläge insoweit zulässig, als 
sie infolge Wegfalls von Bewerbern durch Tod oder nachträgli-
chen Wählbarkeitsverlust veranlasst sind; Personen, die in sol-
chen Fällen aufgestellt werden sollen (Ersatzbewerber), sind 
in gleicher Weise wie Bewerber zu wählen. Am 23.04.2024 
tritt der Wahlausschuss der Gemeinde zusammen und 
beschließt, ob die eingereichten Wahlvorschläge und Er-
klärungen zu Listenverbindungen den durch das Thürin-
ger Kommunalwahlgesetz und die Thüringer Kommunal-
wahlordnung gestellten Anforderungen entsprechen und 
als gültig zuzulassen sind.

8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Schwarzburg, den 08.03.2024
Heike Printz
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Schwarzburg

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde 
Schwarzburg findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Bürgerhaus, Burkersdorfer Straße 2, 07427 
Schwarzburg

statt.



Amtsblatt VG „Schwarzatal“	 - 38 -	 Nr. 3/2024

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:
a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und An-

schrift der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im 
Wahlvorschlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertreters,
d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberech-

tigten unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres 
Geburtsdatums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der An-

lage 6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in 
einem anderen Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt 
sind und dass sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag 
zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 
1 ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der 
Partei oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters 
und zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 
Abs. 3 Satz 2 ThürKWG.

2. Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Je-
der stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.
Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung sowie 
die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag einzurei-
chen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und zwei weitere 
Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem Wahlleiter, an 
Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie die Festlegung 
der Reihenfolge in geheimer Abstimmung erfolgt ist, dass je-
der wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstellungsversammlung 
vorschlagsberechtigt war und dass den sich für die Aufstellung 
bewerbenden Personen Gelegenheit gegeben wurde, sich und 
ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. 
Der Wahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an 
Eides statt zuständig; er gilt insoweit als zuständige Behörde im 
Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches (StGB).

3. Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Sitzendorf vertreten 
sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahlbe-
rechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wähler-
gruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen Wahl-
berechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmitglieder 
zu wählen sind (insgesamt 42 Unterschriften).

3.1 Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines ei-
genen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Par-
tei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-
zungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten 
wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemeinsamer 
Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsun-
terschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit der letz-
ten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im Kreistag 
aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags ununter-
brochen vertreten sind oder wenn einer der beteiligten Wahl-
vorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahlvorschlag 
keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil der Wahl-
vorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbrochen im Bun-
destag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des Landkreises, in 
dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinderat vertreten ist.

Gemeinde Sitzendorf

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Sitzendorf

1. In der Gemeinde Sitzendorf sind am 26.05.2024 acht (8) 
Gemeinderatsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlberech-
tigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind Deut-
sche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, wahlberech-
tigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind (§ 2 
ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten ihren Aufenthalt 
in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der Gemeinde wird 
vermutet, wenn die Person in der Gemeinde gemeldet ist. Bei 
mehreren Wohnungen ist die Hauptwohnung im Sinne des Mel-
derechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische Re-
publik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Italieni-
sche Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, Republik 
Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Malta, König-
reich der Niederlande, Republik Österreich, Republik Polen, 
Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich Schweden, 
Republik Slowenien, Slowakische Republik, Königreich Spa-
nien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Republik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder 
sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vorsätzlichen Straftat in 
Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1 Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:
Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahl-
vorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 
16 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens 
sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift 
im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder der 
Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann eine 
weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur deut-
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich ist. 
Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher 
daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. Alle 
Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindestens 
zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des Wahl-
vorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt der 
Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.
In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.
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8. Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9. Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Sitzendorf, den 08.03.2024
Yvonne Eisenhut
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Sitzendorf

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde  
Sitzendorf findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Multifunktionsgebäude, Badstraße 11, 07429  
Sitzendorf

statt.

Tagesordnung:

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 
zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2. nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Sitzendorf, den 08.03.2024
Yvonne Eisenhut
Wahlleiterin

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Sitzendorf

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde  
Sitzendorf findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Multifunktionsgebäude, Badstraße 11, 07429  
Sitzendorf

statt.

Tagesordnung:

1. Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 
2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Sitzendorf, den 08.03.2024
Yvonne Eisenhut
Wahlleiterin

3.2 Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3 Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung 
des Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 
Uhr, ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachna-
mens, ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen 
und eine eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur 
Leistung von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahl-
leiter der Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und 
unverzüglich nach Einreichung des Wahlvorschlags wäh-
rend der üblichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft 
Schwarzatal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 
Uhr bis 18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung 
(montags, mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bau-
amt, Zimmer 9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.
Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen Krank-
heit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder nur un-
ter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, einen Ein-
tragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft aufzusuchen, 
erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die Eintragung 
kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die wahlbe-
rechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre Unterstützung 
eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und eine Hilfsperson 
beauftragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie vorzu-
nehmen; die wahlberechtigte Person hat auf dem Eintragungs-
schein, an Eides statt zu versichern, dass die Voraussetzungen 
für die Erteilung eines Eintragungsscheins vorliegen.
Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4. Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5. Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Be-
kanntmachung der Aufforderung zur Einreichung von 
Wahlvorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spä-
testens am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. 
Die Wahlvorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde 
- hier in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Ver-
waltungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, 
Markt 5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte 
Wahlvorschläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 
Uhr durch gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftrag-
ten des Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Un-
terzeichner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6. Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

7. Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die 
Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu besei-
tigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern 
durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veran-
lasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden 
sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewer-
ber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereich-
ten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbin-
dungen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten 
Anforderungen entsprechen und als gültig zuzulassen 
sind.
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Beschlüsse des Gemeinderates

In der 22. Sitzung Gemeinderat der Gemeinde 
Sitzendorf am 30.01.2024 wurden folgende 
Beschlüsse gefasst:

Öffentlicher Teil

Beschluss Nr. 122-22/2024 vom 30.01.2024
Beratung und Beschlussfassung Anpassung der Elternbeiträge 
Kindergarten „Weltentdecker“ ab 01.03.2024
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 123-22/2024 vom 30.01.2024
Beratung und Beschlussfassung Zweckvereinbarung zur Über-
tragung der Aufgabe „Bereitstellung der erforderlichen Plätze in 
Kindergärten“
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 124-22/2024 vom 30.01.2024
Beratung und Beschlussfassung zum Abschluss einer Verwal-
tungsvereinbarung zwischen der Gemeinde Sitzendorf und dem 
TLBV Erfurt bzgl. der Erneuerung des zu planenden Durchlass 
Blambach
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 125-22/2024 vom 30.01.2024
Beratung und Beschlussfassung 1. Änderungssatzung zur Fried-
hofssatzung der Gemeinde Sitzendorf
Abstimmungsergebnis: Ja: 7; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Nicht öffentlicher Teil

Am 30.01.2024 wurden im nicht öffentlichen Teil der 22.Sitzung 
keine Beschlüsse gefasst.

Die Beschlüsse des öffentlichen Teils sind im Wortlaut in der Ver-
waltungsgemeinschaft „Schwarzatal“, 98744 Schwarzatal, Orts-
teil Oberweißbach/Thür. Wald, Markt 5 im Sekretariat (Zimmer 
2) oder in 07429 Sitzendorf, Hauptstraße 40 nach Vereinbarung 
während der Dienstzeiten einzusehen.

gez. Martin Friedrich
Bürgermeister

Mitteilungen

Amtliche Haushaltsbefragung (Mikrozensus)
Bitte beachten Sie die Mitteilung zur Amtlichen Haushaltsbefra-
gung (Mikrozensus) im Nichtamtlichen Teil der VG unter „Mit-
teilungen“.

Veranstaltungen

Vorankündigung

24. Oldtimertreffen in Sitzendorf am 1. Mai 2024

Wir freuen uns auf eine schöne Veranstaltung, zu der alle herz-
lich eingeladen sind.

Veranstalter: Sitzendorfer Oldtimerfreunde, Sitzendorfer Porzell-
anfabrik, Verein Sitzendorfer Bauernmuseum e.V und die Dach-
decker Gothe GbR
Tel. 01708343702

Stellenausschreibung
Die Gemeinde Sitzendorf sucht zum nächstmöglichen Zeit-

punkt, unbefristet einen

Mitarbeiter für die Beaufsichtigung des 
Badebetriebes und den kommunalen Bauhof  

(m/ w/ d)

in Vollzeit mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeits-
zeit von 40 Stunden.

Für diese abwechslungsreichen Tätigkeiten im Schwimmbad 
und Bauhof suchen wir eine teamfähige, flexible, freundliche, 
aufgeschlossene und belastbare Persönlichkeit mit Organi-
sationstalent, der Fähigkeit zum selbstständigen Arbeiten 
und hoher Einsatzbereitschaft für alle anfallenden Aufgaben 
in den beiden oben genannten Bereichen.

Einstellungsvoraussetzungen sind:

- der Abschluss als Bäderfachangestellter und Grund-
kenntnisse in handwerklichen Tätigkeiten ODER

- ausgebildeter Schwimmmeister ebenfalls mit handwerkli-
chen Grundkenntnissen ODER

- Deutsches Rettungsschwimmabzeichen mindestens in 
Silber mit einer Gültigkeit bis mindestens 30. September 
2024

- Erste-Hilfe-Bescheinigung (inklusive Herz-Lungen-Wie-
derbelebung) nicht älter als zwei Jahre bzw. die Bereit-
schaft zum Erwerb

- der Führerschein der Klasse CE oder C und T
- Übernahme von Rufbereitschaft (vorrangig für den Win-

terdienst) im Rahmen der anfallenden Tätigkeiten auch 
in den Nachtstunden, an den Wochenenden und an Fei-
ertagen

Eine befristete Anstellung ausschließlich in den Sommermo-
naten zur Beaufsichtigung des Badebetriebs ist möglich.

Die Vergütung erfolgt außerhalb des TVöD entsprechend 
den Vorkenntnissen und Qualifikation.

Ihre aussagekräftige schriftliche Bewerbung (mindestens 
Lebenslauf, Zeugnisse) richten Sie bitte bis zum 22.03.2024 
unter dem Kennwort „Schwimmbad Sitzendorf“ an die

Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal
Frau Protze - persönlich

Markt 5
98744 Schwarzatal

Schwerbehinderte Bewerber/innen werden bei gleicher Eig-
nung und Befähigung vorrangig berücksichtigt.

Nähere Informationen zu unserer Gemeinde finden Sie im 
Internet unter www.vg-schwarzatal.de. bzw. www.sitzendorf.
de

Die im Zusammenhang mit der Bewerbung eventuell entstan-
denen Kosten sowie Reisekosten für das Auswahlgespräch 
können nicht erstattet werden. Die Bewerbungsunterlagen 
nicht berücksichtigter Bewerber werden nach Abschluss des 
Stellenbesetzungsverfahrens unter Einhaltung aller daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen vernichtet. Bei gewünsch-
ter Rücksendung der Unterlagen ist der Bewerbung ein fran-
kierter Rückumschlag beizufügen.

Die Datenschutzhinweise, im Zusammenhang mit dem Be-
werbungsverfahren gemäß Art. 13 Abs. 1 DSVGO, können 
Sie auf der Homepage unter Link: https://vg-schwarzatal.de/
Impressum/

Veröffentlicht unter: Information zum Datenschutz im Bewer-
bungsverfahren downloaden.

Martin Friedrich
Bürgermeister
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auftragte und bei seiner Verhinderung sein Stellvertreter 
berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag ab-
zugeben und entgegenzunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Er-
klärung des Beauftragten. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der 
Unterzeichner des Wahlvorschlags gegenüber dem Wahllei-
ter abberufen und durch andere ersetzt werden.

1.2 Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss nach 
dem Muster der Anlage 5 zur ThürKWO enthalten:

a) das Kennwort der einreichenden Partei oder Wählergruppe,
b) Nachnamen, Vornamen, Geburtsdatum, Beruf und Anschrift 

der Bewerber unter Angabe ihrer Reihenfolge im Wahlvor-
schlag,

c) die Bezeichnung des Beauftragten und seines Stellvertre-
ters,

d) die Unterschriften von mindestens zehn Wahlberechtigten 
unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, ihres Geburtsda-
tums und ihrer Anschrift.

Dem Wahlvorschlag sind als Anlagen beizufügen:
a) die Erklärungen der Bewerber nach dem Muster der Anlage 

6 zur ThürKWO, dass sie nicht für dieselbe Wahl in einem an-
deren Wahlvorschlag als Bewerber aufgestellt sind und dass 
sie ihrer Aufnahme in den Wahlvorschlag zustimmen,

b) eine Ausfertigung der Niederschrift nach § 15 Abs. 3 Satz 1 
ThürKWG über die nach § 15 Abs. 1 ThürKWG von der Partei 
oder Wählergruppe durchzuführende Versammlung,

c) Versicherungen an Eides statt des Versammlungsleiters und 
zwei weiterer Teilnehmer der Versammlung nach § 15 Abs. 3 
Satz 2 ThürKWG.

2.	 Alle von einer Partei oder einer Wählergruppe aufgestellten 
Bewerber müssen in einer zu diesem Zweck einberufenen 
Versammlung von den wahlberechtigten Mitgliedern der 
Partei oder den wahlberechtigten Angehörigen der Wäh-
lergruppe in geheimer Abstimmung gewählt werden. Jeder 
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung ist vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihre Ziele der Versammlung in angemessener Zeit 
vorzustellen. Zur Aufstellung eines gemeinsamen Wahlvor-
schlags ist eine gemeinsame Versammlung aller beteiligten 
Wahlvorschlagsträger durchzuführen. Die Bewerber können 
auch durch eine Versammlung von Delegierten, die von den 
wahlberechtigten Mitgliedern einer Partei oder den wahlbe-
rechtigten Angehörigen einer Wählergruppe aus der Mitte ei-
ner vorgenannten Mitgliederversammlung zu diesem Zweck 
gewählt sind, in geheimer Abstimmung gewählt werden.

	 Eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewer-
ber und die Festlegung ihrer Reihenfolge im Wahlvorschlag, 
Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung so-
wie die Zahl der Anwesenden ist mit dem Wahlvorschlag 
einzureichen. Hierbei haben der Versammlungsleiter und 
zwei weitere Teilnehmer der Versammlung gegenüber dem 
Wahlleiter, an Eides statt zu versichern, dass die Wahl sowie 
die Festlegung der Reihenfolge in geheimer Abstimmung er-
folgt ist, dass jeder wahlberechtigte Teilnehmer der Aufstel-
lungsversammlung vorschlagsberechtigt war und dass den 
sich für die Aufstellung bewerbenden Personen Gelegenheit 
gegeben wurde, sich und ihre Ziele der Versammlung in an-
gemessener Zeit vorzustellen. Der Wahlleiter ist zur Abnah-
me einer solchen Versicherung an Eides statt zuständig; er 
gilt insoweit als zuständige Behörde im Sinne des § 156 des 
Strafgesetzbuches (StGB).

3.	 Wahlvorschläge von Parteien und Wählergruppen, die nicht 
aufgrund eines eigenen einzelnen Wahlvorschlags seit der 
letzten Wahl ununterbrochen im Bundestag, im Thüringer 
Landtag, im Kreistag des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt 
oder im Gemeinderat der Gemeinde Unterweißbach vertre-
ten sind, müssen neben den Unterschriften von zehn Wahl-
berechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Partei oder Wäh-
lergruppe zu tragen hat, zusätzlich von viermal so vielen 
Wahlberechtigten unterstützt werden wie Gemeinderatsmit-
glieder zu wählen sind (insgesamt 42 Unterschriften).

3.1	Eine Partei oder Wählergruppe, die nur als Wahlvorschlags-
träger eines gemeinsamen Wahlvorschlags im Kreistag oder 
Gemeinderat vertreten ist, benötigt bei Einreichung eines ei-
genen einzelnen Wahlvorschlags neben den Unterschriften 
von zehn Wahlberechtigten, die der Wahlvorschlag jeder Par-
tei oder Wählergruppe zu tragen hat, zusätzliche Unterstüt-

Gemeinde Unterweißbach

Bekanntmachung der Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen zur 
Wahl der Gemeinderatsmitglieder in der 
Gemeinde Unterweißbach

1. In der Gemeinde Unterweißbach sind am 26.05.2024 acht 
(8) Gemeinderatsmitglieder zu wählen.
Wählbar für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds/Stadtrats-
mitglieds sind Wahlberechtigte, die am Tag der Wahl das 18. 
Lebensjahr vollendet haben (§ 12 ThürKWG). Die Wahlbe-
rechtigung ergibt sich aus §§ 1 und 2 ThürKWG. Danach sind 
Deutsche und Personen, die die Staatsangehörigkeit eines 
anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 
wahlberechtigt, wenn sie nicht vom Wahlrecht ausgeschlos-
sen sind (§ 2 ThürKWG) und seit mindestens drei Monaten 
ihren Aufenthalt in der Gemeinde haben; der Aufenthalt in der 
Gemeinde wird vermutet, wenn die Person in der Gemeinde 
gemeldet ist. Bei mehreren Wohnungen ist die Hauptwoh-
nung im Sinne des Melderechts maßgebend (§ 1 Abs. 1, § 
12 ThürKWG).
Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind neben der Bun-
desrepublik Deutschland zurzeit:
Königreich Belgien, Republik Bulgarien, Königreich Däne-
mark, Republik Estland, Republik Finnland, Französische 
Republik, Hellenische Republik (Griechenland), Irland, Ita-
lienische Republik, Republik Kroatien, Republik Lettland, 
Republik Litauen, Großherzogtum Luxemburg, Republik Mal-
ta, Königreich der Niederlande, Republik Österreich, Repu-
blik Polen, Portugiesische Republik, Rumänien, Königreich 
Schweden, Republik Slowenien, Slowakische Republik, Kö-
nigreich Spanien, Tschechische Republik, Ungarn sowie Re-
publik Zypern.
Nicht wählbar ist, wer infolge Richterspruchs die Wählbarkeit 
oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht 
besitzt oder sich zum Zeitpunkt der Wahl wegen einer vor-
sätzlichen Straftat in Strafhaft oder in Sicherungsverwahrung 
befindet (§ 12 ThürKWG).

1.1	Für die Wahl der Gemeinderatsmitglieder können Wahlvor-
schläge von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundge-
setzes oder von Wählergruppen aufgestellt werden. Zur Ein-
reichung von Wahlvorschlägen wird hiermit aufgefordert:

	 Jede Partei oder jede Wählergruppe kann nur einen Wahl-
vorschlag einreichen. Ein Wahlvorschlag darf höchstens 
16 Bewerber enthalten. Die Bewerber sind in erkennbarer 
Reihenfolge unter Angabe ihres Nachnamens und Vornamens 
sowie ihres Geburtsdatums, ihres Berufs und ihrer Anschrift 
im Wahlvorschlag aufzuführen. Jeder Bewerber darf nur in ei-
nem Wahlvorschlag aufgestellt werden; er muss hierzu seine 
Zustimmung schriftlich erteilen. Jeder Wahlvorschlag muss 
den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Partei oder 
der Wählergruppe als Kennwort tragen; dem Kennwort kann 
eine weitere Bezeichnung hinzugefügt werden, wenn das zur 
deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erforderlich 
ist. Gemeinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämt-
licher daran beteiligter Parteien oder Wählergruppen tragen. 
Alle Wahlvorschläge müssen die Unterschriften von mindes-
tens zehn Wahlberechtigten tragen, die nicht Bewerber des 
Wahlvorschlags sind. Jede Person darf nur einen Wahlvor-
schlag unterzeichnen. Bei Mehrfachunterzeichnungen erklärt 
der Wahlausschuss die Unterzeichnung für ungültig.

	 In jedem Wahlvorschlag sind ein Beauftragter und ein Stell-
vertreter zu bezeichnen. Der Beauftragte und sein Stellver-
treter müssen wahlberechtigt und volljährig sein. Fehlt eine 
Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags als Beauftragter, der zweite als sein Stellvertreter. 
Sind nur ein Beauftragter und nicht auch der Stellvertreter 
bezeichnet, dann ist der erste Unterzeichner des Wahlvor-
schlags der Stellvertreter. Soweit im Thüringer Kommunal-
wahlgesetz nichts anderes bestimmt ist, sind nur der Be-
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7.	 Die eingereichten Wahlvorschläge werden vom Wahlleiter 
der Gemeinde unverzüglich auf Mängel überprüft und die 
Beauftragten aufgefordert, festgestellte Mängel zu besei-
tigen. Mängel der Wahlvorschläge müssen spätestens bis 
22.04.2024 bis 18.00 Uhr behoben sein. Bis zum gleichen 
Zeitpunkt sind auch noch Änderungen der Wahlvorschläge 
insoweit zulässig, als sie infolge Wegfalls von Bewerbern 
durch Tod oder nachträglichen Wählbarkeitsverlust veran-
lasst sind; Personen, die in solchen Fällen aufgestellt werden 
sollen (Ersatzbewerber), sind in gleicher Weise wie Bewer-
ber zu wählen. Am 23.04.2024 tritt der Wahlausschuss der 
Gemeinde zusammen und beschließt, ob die eingereich-
ten Wahlvorschläge und Erklärungen zu Listenverbin-
dungen den durch das Thüringer Kommunalwahlgesetz 
und die Thüringer Kommunalwahlordnung gestellten An-
forderungen entsprechen und als gültig zuzulassen sind.

8.	 Die im Thüringer Kommunalwahlgesetz oder in der Thüringer 
Kommunalwahlordnung vorgesehenen Fristen und Termine 
verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte 
Tag der Frist oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen 
Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Fei-
ertag fällt; eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand 
ist ausgeschlossen (§ 37 Abs. 2 ThürKWG). Bei Mitgliedsge-
meinden von Verwaltungsgemeinschaften werden die nach 
dem Thüringer Kommunalwahlgesetz und der Thüringer 
Kommunalwahlordnung obliegenden Aufgaben gemäß § 51 
ThürKWO von der Verwaltungsgemeinschaft ausgeführt

9.Status- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils für alle 
Geschlechter.

Unterweißbach, den 08.03.2024
Steffen Günther
Wahlleiter

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Unterweißbach

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde  
Unterweißbach findet am:

23.04.2024, 18.00 Uhr
im Gemeindezentrum, Lichtetalstraße 38, 98744  
Unterweißbach

statt.

Tagesordnung:

1. Prüfung der eingereichten Wahlvorschläge und Erklärungen 
zu Listenverbindungen und Beschlussfassung über ihre Zu-
lassung.

2. Nochmalige Beschlussfassung über ganz oder teilweise für 
ungültig erklärte Wahlvorschläge oder Listenverbindungen 
aufgrund von Einwendungen oder von Amts wegen.

Die Beauftragten der Wahlvorschläge werden hiermit zur Sitzung 
eingeladen.

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Unterweißbach, den 08.03.2024
Steffen Günther
Wahlleiter

Kommunalwahlen in Thüringen  
am 26.05.2024

Bekanntmachung zur öffentlichen Sitzung des 
Wahlausschusses der Gemeinde Unterweißbach

Die öffentliche Sitzung des Wahlausschusses der Gemeinde  
Unterweißbach findet am:

27.05.2024, 18.00 Uhr
im Gemeindezentrum, Lichtetalstraße 38, 98744  
Unterweißbach

statt.

zungsunterschriften von viermal so vielen Wahlberechtigten 
wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Ein gemein-
samer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstüt-
zungsunterschriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger seit 
der letzten Wahl in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 
Kreistag aufgrund desselben gemeinsamen Wahlvorschlags 
ununterbrochen vertreten sind oder wenn einer der beteilig-
ten Wahlvorschlagsträger mit einem eigenen einzelnen Wahl-
vorschlag keiner Unterstützungsunterschriften bedürfte, weil 
der Wahlvorschlagsträger seit der letzten Wahl ununterbro-
chen im Bundestag, im Thüringer Landtag, im Kreistag des 
Landkreises, in dem die Gemeinde liegt, oder im Gemeinde-
rat vertreten ist.

3.2	Unterstützungsunterschriften sind stets erforderlich, wenn 
eine Partei oder Wählergruppe mit einem geänderten oder 
neuen Namen einen Wahlvorschlag einreicht, es sei denn, 
dass die Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags (§ 
14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) bereits Bewerber oder Unter-
zeichner des früheren Wahlvorschlags war.

3.3	Die Wahlberechtigten haben sich zur Leistung von Unter-
stützungsunterschriften persönlich nach der Einreichung des 
Wahlvorschlags in eine vom Wahlleiter bei der Verwaltungs-
gemeinschaft Schwarzatal. bis zum 22.04.2024 18.00 Uhr, 
ausgelegten Liste unter Angabe ihres Vor- und Nachnamens, 
ihrer Anschrift und ihres Geburtsdatums einzutragen und eine 
eigenhändige Unterschrift zu leisten. Die Liste zur Leistung 
von Unterstützungsunterschriften wird vom Wahlleiter der 
Gemeinde mit dem Wahlvorschlag verbunden und unverzüg-
lich nach Einreichung des Wahlvorschlags während der üb-
lichen Dienstzeiten der Verwaltungsgemeinschaft Schwarza-
tal dienstags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 
18.00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung ( montags, 
mittwochs, donnerstags, freitags), Markt 5, Bauamt, Zimmer 
9, 98744 Schwarzatal, ausgelegt.

	 Wahlberechtigte, die glaubhaft machen, dass sie wegen 
Krankheit oder einer körperlichen Beeinträchtigung nicht oder 
nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage sind, ei-
nen Eintragungsraum bei der Verwaltungsgemeinschaft auf-
zusuchen, erhalten auf Antrag einen Eintragungsschein. Die 
Eintragung kann in diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass 
die wahlberechtigte Person auf dem Eintragungsschein ihre 
Unterstützung eines bestimmten Wahlvorschlags erklärt und 
eine Hilfsperson beauftragt, die Eintragung im Eintragungs-
raum für sie vorzunehmen; die wahlberechtigte Person hat 
auf dem Eintragungsschein, an Eides statt zu versichern, 
dass die Voraussetzungen für die Erteilung eines Eintra-
gungsscheins vorliegen.

	 Von der Leistung von Unterstützungsunterschriften ausge-
schlossen sind Bewerber von Wahlvorschlägen für dieselbe 
Wahl sowie Wahlberechtigte, die sich für dieselbe Wahl be-
reits in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben 
oder einen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl unterzeichnet 
haben. Geleistete Unterschriften können nicht zurückgenom-
men werden.

4.	 Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig (Listenver-
bindung). Sie muss spätestens am 22.04.2024, 18.00 Uhr, 
durch übereinstimmende Erklärung der Beauftragten der 
Wahlvorschläge gegenüber dem Wahlleiter der Gemeinde 
erfolgen. Dieser Erklärung ist die schriftliche Zustimmung der 
Mehrheit der Unterzeichner der einzelnen beteiligten Wahl-
vorschläge (§ 14 Abs. 1 Satz 4 ThürKWG) beizufügen.

5.	 Die Wahlvorschläge dürfen frühestens nach der Bekannt-
machung der Aufforderung zur Einreichung von Wahl-
vorschlägen eingereicht werden. Sie müssen spätestens 
am 12.04.2024 bis 18.00 Uhr eingereicht sein. Die Wahl-
vorschläge sind beim Wahlleiter der Gemeinde – hier 
in Zuständigkeit der Wahlverantwortlichen der Verwal-
tungsgemeinschaft Schwarzatal, Frau Beate Bartl, Markt 
5, 98744 Schwarzatal einzureichen. Eingereichte Wahlvor-
schläge können nur bis zum 12.04.2024 bis 18.00 Uhr durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung des Beauftragten des 
Wahlvorschlages und der Mehrheit der übrigen Unterzeich-
ner des Wahlvorschlages zurückgenommen werden.

6.	 Wird nur ein gültiger oder überhaupt kein Wahlvorschlag ein-
gereicht, so findet Mehrheitswahl statt, d. h. die Wahl wird 
ohne Bindung an etwaige vorgeschlagene Bewerber und 
ohne das Recht der Stimmenhäufung auf einen Bewerber 
durchgeführt. Der Wähler hat in diesem Fall so viele Stim-
men, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.



Amtsblatt VG „Schwarzatal“	 - 43 -	 Nr. 3/2024

Beschluss Nr. 137-30/2024 vom 15.02.2024
Beratung und Beschlussfassung zum Bauerlaubnisver-
trag der Gemeinde Unterweißbach und dem Freistaat 
Thüringen(Straßenbauverwaltung)
Abstimmungsergebnis: Ja: 8; Nein: 0; Enthaltungen: 0

Nicht öffentlicher Teil

Am 15.02.2024 wurden im nicht öffentlichen Teil der 30. Sitzung 
0 Beschlüsse gefasst.

Die Beschlüsse des öffentlichen Teils sind im Wortlaut in der Ver-
waltungsgemeinschaft „Schwarzatal“, 98744 Schwarzatal, Orts-
teil Oberweißbach/Thür. Wald, Markt 5 im Sekretariat (Zimmer 
2) oder in 07429 Sitzendorf, Hauptstraße 40 nach Vereinbarung 
während der Dienstzeiten einzusehen.

gez. Steffen Günther
Bürgermeister

Die Jagdgenossenschaft Unterweißbach 
informiert:

Am Donnerstag, den 11.04.2024
findet um 19:00 Uhr,

im Gasthof „Zum Hirsch“ in Unterweißbach
die diesjährige

Jahreshauptversammlung
der Jagdgenossenschaft Unterweißbach

statt.

Tagesordnung:

1. Begrüßung und Feststellung der anwesenden Jagdgenos-
sen und der von ihnen vertretenen bejagbaren Flächen

2. Beschluss der Tagesordnung
3. Bericht des Jagdvorstehers
4. Bericht des Jagdpächters
5. Bericht des Kassenwarts
6. Bericht der Kassenprüfer
7. Beschluss zur Entlastung des Jagdvorstandes und des Kas-

senwarts
8. Beschluss zur Verwendung des Reinertrages
9. Anfragen / Informationen / Sonstiges

Alle Jagdgenossinnen und Jagdgenossen der Jagdgenossen-
schaft Unterweißbach sind zu dieser Versammlung herzlich ein-
geladen.

Die Sitzung findet unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt.

Carsten Rudolph
Jagdvorsteher

Mitteilungen

Einladung zum Frühjahrsputz in der 
Gemeinde Unterweißbach
Liebe Mitbürger,

die Gemeinde Unterweißbach möchte den alljährlichen Versuch 
starten, mit eurer Hilfe, das heimatliche Wohlbefinden zu stei-
gern.
Damit das gelingt, sind wir auf jede helfende Hand angewiesen.

Der Frühjahrsputz soll am 13.04.2024, ab 08:00 Uhr, stattfinden.

Abschnitt Treffpunkt
Quelitz kleiner Park
Siedlung Elektrofachbetrieb
Obertrippel Spielplatz Schulhof
Mitteltrippel Friedhof/ Park

Tagesordnung:

1. Feststellung des Wahlergebnisses der Gemeinderatswahl 
2024

Der Wahlausschuss tagt öffentlich, der Zutritt zur Sitzung ist für 
jedermann frei.

Unterweißbach, den 08.03.2024
Steffen Günther
Wahlleiter

Stellenausschreibung
Die Gemeinde Unterweißbach sucht in der Zeit vom 

01.04.2024 bis 30.11.2024 einen

Mitarbeiter für die Kassierung der Eintrittsgelder 
im Schwimmbad Unterweißbach (m/ w/ d)

in Vollzeit mit einer durchschnittlichen wöchentlichen Arbeits-
zeit von 40 Stunden.

Nähere Informationen zu den Arbeitsaufgaben und der Ver-
gütung gibt Ihnen der Bürgermeister der Gemeinde Unter-
weißbach Herr Günther unter 0171 7324854. Gern können 
Sie sich auch an das Personalamt der VG Schwarzatal wen-
den.
Auskünfte erhalten Sie dort unter der Telefonnummer 036705 
67143.

Ihre aussagekräftige schriftliche Bewerbung (mindes-
tens Lebenslauf, Zeugnisse) richten Sie dann bitte bis zum 
22.03.2024 unter dem Kennwort „Schwimmbad Unterweiß-
bach“ an die

Verwaltungsgemeinschaft Schwarzatal
Frau Protze - persönlich

Markt 5
98744 Schwarzatal

Schwerbehinderte Bewerber/innen werden bei gleicher Eig-
nung und Befähigung vorrangig berücksichtigt.

Nähere Informationen zu unserer Gemeinde finden Sie im 
Internet unter www.vg-schwarzatal.de. bzw. www.unter-
weissbach.de

Die im Zusammenhang mit der Bewerbung eventuell entstan-
denen Kosten sowie Reisekosten für das Auswahlgespräch 
können nicht erstattet werden. Die Bewerbungsunterlagen 
nicht berücksichtigter Bewerber werden nach Abschluss des 
Stellenbesetzungsverfahrens unter Einhaltung aller daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen vernichtet. Bei gewünsch-
ter Rücksendung der Unterlagen ist der Bewerbung ein fran-
kierter Rückumschlag beizufügen.

Die Datenschutzhinweise, im Zusammenhang mit dem Be-
werbungsverfahren gemäß Art. 13 Abs. 1 DSVGO, können 
Sie auf der Homepage unter Link: https://vg-schwarzatal.de/
Impressum/
Veröffentlicht unter: Information zum Datenschutz im Bewer-
bungsverfahren downloaden.

Steffen Günther
Bürgermeister

Beschlüsse des Gemeinderates

In der 30. Sitzung Gemeinderates Unterweißbach am 
15.02.2024 wurden folgende Beschlüsse gefasst:

Öffentlicher Teil

Beschluss Nr. 135-30/2024 vom 15.02.2024
Beratung und Beschlussfassung zur HH-Satzung 2024
Abstimmungsergebnis: Ja: 8; Nein: 0; Enthaltungen: 0
Beschluss Nr. 136-30/2024 vom 15.02.2024
Beratung und Beschlussfassung zum Finanzplan & Investitions-
programm 2023 - 2027
Abstimmungsergebnis: Ja: 8; Nein: 0; Enthaltungen: 0
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Weitere Veranstaltungen in der Kirchgemeinde, im 
Kirchspiel und in der Region:

Christenlehre:
montags um 15.30 Uhr im Pfarrhaus Oelze (außer in den Ferien)

Kindernachmittage:
mit Frau Beyer, im Pfarrhaus Katzhütte,
außerhalb der Ferien in der Regel mittwochs von 14-15 Uhr

Konfirmandenstunde:
nach Absprache

Frauenkreis Katzhütte:
nach Absprache

Frauenkreis Oelze:
jeweils am letzten Donnerstag im Monat um 14 Uhr im Pfarrhaus
Achten Sie bitte auch auf die aktuellen Aushänge!

Projektchor:
Inzwischen fanden weitere Proben unseres Projektchores statt. 
Die Zahl der mitwirkenden Sängerinnen und Sänger ist inzwi-
schen auf über 30 angewachsen, aus der Region Rinnetal, 
Schwarzatal und auch aus den Bereichen Großbreitenbach und 
Gehren. Wir freuen uns auf ein gutes gemeinsames Programm. 
Wenn Sie noch einsteigen möchten: Die nächste Proben sind 
am 8.März, am 15.März und am 22.März geplant. Dafür werden 
die Probenorte jeweils abgesprochen. Informationen können 
Sie bei unserer Kantorin Anne-Sophie Bunk erfragen (Tel.0175-
2824293).

Die Aufführung mit dem Akkordeonorchester Carl Zeiss Jena ist 
am Palmsonntag, dem 24.März 2024 um 10 Uhr im Hersch-
dorfer Saal und um 15 Uhr in der Großbreitenbacher Kirche 
geplant. Herzliche Einladung!

Herzliche Segenswünsche allen Geburtstagskindern und Jubli-
aren!

Ihr Pfarrer Frank Fischer

Ev.-Luth. Pfarramt Oberhain
Oberhain Nr.12
07426 Königsee
Tel. 036738 / 42627
Es ströme das Recht wie Wasser und die Gerechtigkeit wie ein 
nie versiegender Bach.
� Amos 5,24

Gottesdienste Döschnitz
So. 31. März Osterfest 10:00
Gottesdienste Meura
Fr. 29. März Karfreitag mit Abendmahlsfeier 10:00
Mo. 01. April Ostermontag 10:00
Gottesdienste Sitzendorf
Fr. 29. März Passionsandacht

mit Abendmahlsfeier
14:00

So. 14. April 17:00
Gottesdienste Unterweißbach
So. 10. März 17:00
Do. 28. März Gründonnerstag

Passionsandacht mit Abendmahlsfeier
19:00

So. 31. März Ostersonntag 17:00
Gottesdienste Schwarzburg
So. 17. März 10:00
Fr. 29. März Karfreitag mit Abendmahlsfeier 14:00
So. 14. April 14:00

Musikalischer Gottesdienst - Palmarum - für die Region

So. 24. März Musikalischer Gottesdienst mit dem Akkorde-
on-Orchester Jena und Chören der Region
10:00 Kirche Herschdorf
15:00 Kirche Großbreitenbach

Gottes Segen und Schutz wünscht
Ihr Pfarrerehepaar Fröbel

T: 036730 2 25 05
W: kirchspiel-doeschnitz.org
M: kirchspiel-doeschnitz@macbay.de

Engertrippel/ Bahnhofstraße großer Parkplatz / Spielplatz
Neu-Leibis Brunnen
Kalter Frosch Bank
Aussichtspunkt obere Kurve Bauhof

Bitte bringt Rechen, Harke und Besen mit.
Um 12:00 Uhr wollen wir unsere erbrachten Leistungen wieder 
angemessen würdigen.

Mit freundlichen Grüßen
Der Gemeinderat Unterweißbach

Amtliche Haushaltsbefragung (Mikrozensus)
Bitte beachten Sie die Mitteilung zur Amtlichen Haushaltsbefra-
gung (Mikrozensus) im Nichtamtlichen Teil der VG unter „Mit-
teilungen“.

Vereine und Verbände

Hurra Kinderfasching!
Am 3.2.2024 war es wieder soweit. Die Elterninitiative aus Un-
terweißbach und der Sitzendorfer Carnevalsclub SCC veranstal-
teten einen zünftigen Kinderfasching in der „Goldenen Lichte“ in 
Unterweißbach. Motto:“ Fußball EM 2024 und natürlich Prinzes-
sinnen „.

Fast 70 Kinder und ihre Begleiter verlebten einen ereignisreichen 
Nachmittag. Bei Spiel, Spaß, Kamelle, Konfettikanone und Musik 
verging die Zeit wie im Flug. Schön, dass Ihr da wart!

Engerwisbsch Helau, Sitzendorf olè, Kinderfasching juchhe!

Wir danken all unseren Unterstützern und Sponsoren!

Ortsübergreifende  
Kirchgemeinden

Ev.-Luth. Kirchgemeinden Katzhütte und 
Oelze

Der Monatsspruch für März:
Entsetzt euch nicht! Ihr sucht Jesus von Nazareth, den Gekreu-
zigten.
Er ist auferstanden, er ist nicht hier.
� Markus 16,6

Gottesdienste:

- am Sonntag Judica, dem 17.03.2024
15.00 Uhr Katzhütte
- am Ostersonntag, dem 31.03.2024
13.00 Uhr Oelze
- am Ostermontag, dem 01.04.2024
13.30 Uhr Katzhütte
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Zustellreklamationen
richten Sie bitte telefonisch, unter Nennung Ihrer vollständigen 

Adresse, an Tel.: 03677 205031 oder schriftlich  
per E-Mail: post@wittich-langewiesen.de
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